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THE ENVIRONMENT IN THE NEWS

Monday, 11 September  2006
            UNEP and the Executive Director in the News
· 3.000 Verletzte durch Giftmüll (Die Tageszeitung)  
· Niederlande ermitteln wegen Gift in Elfenbeinküste (N24)
· Zahl der Giftmüll-Opfer in Elfenbeinküste steigt auf über 3000 (epd)
· La docena sucia, una amenaza que aún sigue pendiente (El Diario)
· Alertan sobre efectos contaminantes de autos usados importados (Vanguardia)
· Les incendies au Karabagh en discussion à l’ONU (Nouvelles d'Armenie)
· U.N. General Assembly calls for U.N. to assist in preventing environmental damage from fires in Nagorno Karabakh (Azeri Press Information Agency)
· Lebanese Oil Spill Threatens Other Coasts (New York Times)
· Forest grabbing a threat to Tanzania, Kenyan economies (The East African)
· Plans to 'Green' World Cup 2010 (Namibia Economist)
· Strict laws required to save Lake Victoria from extinction  (The Daily Nation)
· "Dem Glück auf der Spur ..." (Der Standard)


Other Environment News
· The heat is on (The Economist)
· Europe, Asia meet at summit to hammer out trade, political differences (International Herald Tribune)
· Soaring energy costs make solar power a bright idea (The Guardian)
· Greenpeace denuncia que las eléctricas españolas invierten cuatro veces más en gas que en energías limpias (ABC)
· Redesigning Crops to Harvest Fuel (New York Times)
· World must wake up to the dangers of biofuels, head of Kew Gardens warns (The Independent)
· EPA Proposes Industry-backed Changes to Clean Air Program (Environmental News Service)
· Arrêt d'urgence d'un réacteur nucléaire en Norvège (Le Monde)
· World's most wanted: climate change (BBC/The Green Room)
· Scientists solve an El Niño riddle (Independent)
· U.N. General Assembly calls for U.N. to assist in preventing environmental damage from fires in Nagorno-Karabakh  (Associated Press)
· La Camargue déclare la guerre aux moustiques (Le Figaro)
· In the West, a Water Fight Over Quality, Not Quantity (New York Times)
· No se permitirán vuelos sobre Machu Picchu (El Comercio)
· Polémique sur la mort de deux loups en Isère (Libération)


Environmental News from the UNEP Regions

· ROAP
· ROWA


Other UN News

· UN Daily News for 8 September 2006
due to a technical problem, there is no spokesman's brief  for Friday, 8 September
Die Tageszeitung:  3.000 Verletzte durch Giftmüll

9.9.2006

Die Zahl der Opfer des illegal in der Elfenbeinküste deponierten Giftmülls ist gestern auf mehr als 3.000 gestiegen. Zunächst war von 1.700 Verletzten die Rede gewesen. Drei Menschen kamen bislang ums Leben. Die Umweltbehörde des westafrikanischen Landes schätzte die Schadenshöhe auf 10,5 Millionen Euro. In der Regierungskrise infolge des Skandals war keine Lösung in Sicht. Der Chef des UN-Umweltprogramms (Unep), Achim Steiner, verurteilte die widerrechtliche Giftmüllablagerung. Die genaue Herkunft des Mülls bleibt unklar, er war am 19. August von einem Schiff auf mehrere Deponien der Millionenstadt Abidjan geladen worden. Der Sprecher der niederländischen Transportfirma Trafigura, Jan Maat, erklärte in Amsterdam, der Müll habe eigentlich in den Niederlanden entsorgt werden sollen. Dies sei aber zu teuer gewesen. Die Staatsanwaltschaft in Amsterdam leitete derweil Ermittlungen ein.
____________________________________________________________________________

N24: Niederlande ermitteln wegen Gift in Elfenbeinküste
08. September 2006

Das Abladen von Reinigungsresten aus Öltanks in Elfenbeinküste hat inzwischen rund 3000 Opfer zur Folge - darunter sind drei Tote. Die niederländische Transportfirma ist sich keiner Schuld bewusst. 

Die Ladung in Elfenbeinküste deponierten Giftmülls hat einen Schaden von umgerechnet 10,5 Millionen Euro verursacht. Diese Summe nannte die Umweltbehörde des Landes laut Evangelischem Pressedienst (epd) am Freitag in der Hauptstadt Abidjan. Zudem wurden inzwischen etwa 3000 Menschen Opfer des Gifts - bislang war nur von 1700 Betroffenen die Rede gewesen.

Bei dem bereits am 19. August abgeladenen Müll handelt es sich nach ersten Analysen um 528 Kubikmeter teils stark ätzender Stoffe. Darunter sollen Wasserstoffsulfide und organische Chlorverbindungen sein. Letztere gelten wegen ihres langen Verbleibs in der Nahrungskette als besonders gefährlich. Die Herkunft des Giftmülls ist noch unklar.

"Unerträglicher Gestank"

Inzwischen interessieren sich laut epd aber auch niederländische Staatsanwälte für die Vorgänge. Ein Sprecher der Lieferfirma Trafigura, von dessen Schiff das Gift auf mehrere Deponien in den Millionenstadt Abidjan ausgeladen worden, sagte dem Dienst in Amsterdam, der Müll sollte ursprünglich in den Niederlanden selbst entsorgt werden. Das sei aber zu teuer gewesen. Außerdem habe der "unerträgliche Gestank" zum Abbruch der Entladung des Giftmülls geführt.

Der Export nach Afrika war nach Einschätzung von Trafigura legal. Es habe sich lediglich um Reststoffe aus ausgewaschenen Öltanks gehandelt. Giftmüll-Experte Andreas Bernstorff verwies gegenüber dem epd aber gleich auf drei Konventionen, die einen solchen Transport eindeutig untersagten.

Frieden gefährdet

Auch der Chef des UN-Umweltprogramms Unep, Walter Steiner, nannte den Giftmüll-Export illegal. Der Vorfall in Abidjan sei ein besonders schmerzliches Beispiel für das leid, dass durch solche Verklappungen ausgelöst werde, sagte er dem epd in Nairobi. Er fürchte aber, dass "mit dem steigenden Welthandel und scharfen Kontrollen in den Industrieländern" die Gefahr wachse, "dass der illegale Export von Giftmüll weiter zunimmt".

Der Skandal um den Giftmüll gefährdet unterdessen auch den Friedensprozess in dem westafrikanischen Land: Premier Charles Konan Banny verschob die für Freitag vorgesehene Vorstellung seines neuen Kabinetts auf kommende Woche. Alle Regierungsmitglieder hatte infolge des Skandals ihren Rücktritt erklärt. Für die Neubildung der Regierung braucht Banny indes die Zustimmung der Rebellen, die im Norden des Landes aktiv sind. Die steht aber noch aus, was Beobachter als Belastung für den Frieden in dem seit vier Jahren geteilten Land werten. ________________________________________________________________________

epd: Zahl der Giftmüll-Opfer in Elfenbeinküste steigt auf über 3000 – Schaden

auf 10,5 Millionen Euro geschätzt 
8.9.2006

Nairobi/Abidjan/Amsterdam (epd). Die Zahl der Opfer des illegal in der

Elfenbeinküste deponierten Giftmülls ist am Freitag auf mehr als 3000

gestiegen. Drei Menschen kamen bislang ums Leben. Die zuständige

Umweltbehörde in der Elfenbeinküste schätzte die Höhe des entstandenen

Schadens auf 10,5 Millionen Euro. Der Chef des UN-Umweltprogramms  

(UNEP), Achim Steiner, verurteilte den Vorfall scharf. In der in Folge des

Skandals entstandenen Regierungskrise war keine Lösung in Sicht.

Erste Analysen des staatlichen Zentrums gegen Verschmutzung in der

Elfenbeinküste (CIAPOL) sprachen von 528 Kubikmetern teils stark  

ätzender Stoffe, darunter Wasserstoffsulfiden und organischen Chlorverbindungen.

Letztere seien besonders gefährlich, weil sie besonders lange in der  

Luft und der Nahrungskette erhalten blieben.

Der Giftmüll, dessen genaue Herkunft unklar ist, war am 19. August von

einem Schiff auf mehrere Deponien der Millionenstadt Abidjan geladen

worden. Der Sprecher der niederländischen Transportfirma Trafigura, Jan

Maat, erklärte am Freitag dem epd in Amsterdam, der Müll habe eigentlich

in den Niederlanden entsorgt werden sollen. Dies sei aber zu teuer

gewesen. Zudem habe man “wegen des unerträglichen Gestanks” die  

Entladung im Juli abbrechen müssen.

Maat erklärte, der Export sei rechtens gewesen. Nach seiner Darstellung

handelt es sich bei dem Müll um Reststoffe aus ausgewaschenen Öltanks.

Umweltschützer den Giftmüllexport eindeutig illegal. Es gebe gleich drei

Konventionen, die den Export solcher Stoffe nach Afrika eindeutig

untersage, erklärte der Giftmüll-Experte Andreas Bernstorff dem epd. Die

Staatsanwaltschaft in den Niederlanden leitete Ermittlungen ein.

UNEP-Chef Steiner sagte dem epd in Nairobi, der Vorfall in Abidjan  

sei ein besonders schmerzliches Beispiel für das Leid, das durch illegale

Müllverklappung ausgelöst werde. “Mit dem steigenden Welthandel und

scharfen Kontrollen in den Industrieländern steigt die Gefahr, dass der

illegale Export von Giftmüll weiter zunimmt”, warnte Steiner.

Regierungschef Charles Konan Banny, dessen Regierung am Mittwochabend in

Folge der Krise zurückgetreten war, verschob die für Freitag geplante

Vorstellugn seines neuen Kabinetts auf frühestens nächste Woche.  

Rebellen, die den Norden des Landes besetzt halten, weigerten sich am Freitag, der

Bildung einer neuen Regierung der nationalen Einheit zuzustimmen.

Beobachter sahen darin eine Gefahr für den zerbrechlichen  

Friedensprozess in dem seit vier Jahren geteilte Land.

_________________________________________________________________________

El Diario (Argentina): La docena sucia, una amenaza que aún sigue pendiente
11.9.2006 

Los COPs (Compuestos Orgánicos Persistentes) o POPs (Persistent Organic Pollutants, en inglés) conforman un grupo de doce sustancias químicas sintéticas peligrosas. El Convenio de Estocolmo sobre Contaminantes Orgánicos Persistentes, de 2001, estudia el cese de su liberación al ambiente y la destrucción de las existencias remanentes.
De los doce COPs considerados peligrosos (denominados la docena sucia), ocho son utilizados como plaguicidas: aldrín, clordano, DDT, dieldrín, endrín, heptacloro, mirex y toxafeno. Dos son productos químicos de aplicación industrial: bifenilos policlorados (más conocidos como PCBs) y hexaclorobenceno (que también es usado como plaguicida) y dos son subproductos no deseados: dioxinas y furanos.
Son tóxicos para humanos y animales, con importantes efectos sobre las mujeres, manifestándose en las generaciones futuras.
Son persistentes en el ambiente frente a los procesos naturales de descomposición.
Son bioacumulables en ecosistemas terrestres y acuáticos, ya que no son solubles en agua y sí en las grasas de los seres vivos. Se incorporan a la cadena alimentaria y pueden ser transportadas por ella.
Es posible el transporte transfronterizo a largas distancias por aire, agua de ríos o mares o por especies migratorias, desplazándose de regiones cálidas a frías donde se condensan. En otras palabras, pueden depositarse y ejercer su acción en sitios alejados de los lugares de liberación.

¿CUÁL ES SU ORIGEN? Se trata de productos químicos industriales, compuestos orgánicos artificiales, extraños a la vida y a la naturaleza, no producidos por el conjunto de los seres vivos: animales, plantas y microorganismos. 
Son fabricados voluntariamente por el hombre por su utilidad tecnológica, o generados involuntariamente -como subproductos inevitables, no deseados- de ciertas reacciones químicas.
Consisten en sustancias que penetran, se dispersan y permanecen en el ambiente, y cuya fabricación, procesado, distribución, uso y eliminación representan un alto riesgo sanitario y ambiental, que la sociedad no debería asumir.
En la década de los ’60, comenzaron a estudiarse los efectos de estos compuestos y, a determinar los daños que su presencia por asimilación producía en todo tipo de organismos, incluido el hombre.

Desde entonces, viene creciendo una conciencia social contra este tipo de sustancias. A pesar de todo, han seguido fabricándose y vertiéndose al ambiente. Hoy en día algunas han dejado de fabricarse en algunos países, pero existe todavía un largo camino para la total destrucción de los almacenajes considerados residuos y la erradicación de su empleo
Estas sustancias, por el hecho de ser sintéticas, no se incorporan a los procesos naturales de reciclado ni al metabolismo de los seres vivos. 
Algunas pueden experimentar biotransformaciones, o sea, ser modificadas para formar otras sustancias que pueden ser retenidas o excretadas por el organismo. 
Algunas de esas sustancias sintéticas resultaron tener, entre otras propiedades ambientales, las de ser muy estables, persistentes, no biodegradables, no reciclables naturalmente, liposolubles y bioacumulables. 
Como consecuencia, con el tiempo provocan severos impactos ambientales negativos, de difícil remediación. 

EFECTOS SOBRE LA SALUD. Tienen el potencial de dañar a las personas y a otros organismos aun a bajas concentraciones. Los ingerimos a través de las verduras, los lácteos, las carnes de pescado, pollo, vaca y se los damos a nuestros hijos con la leche materna. 
Los efectos tóxicos se presentan de diversa forma en los organismos vivos. En el hombre concretamente, altas dosis de COPs pueden provocar diversos tipos de cáncer y, en concentraciones bajas o medias, afectan al sistema inmunológico, nervioso y reproductivo, provoca diabetes y endometriosis, daña los riñones, induce trastornos hormonales y de la conducta, etc.

EL CONVENIO DE ESTOCOLMO. El Convenio de Estocolmo fue auspiciado por el Programa de las Naciones Unidas para el Medio Ambiente (PNUMA). En el 2001, se elaboró el borrador del primer tratado global para la eliminación de COPs y se llegó al compromiso de su eliminación completa en un plazo de 25 años. 
Durante 2002, fue suscripto por 151 gobiernos y entró en vigencia en mayo de 2004. Este convenio se apoya en las disposiciones pertinentes del Convenio de Rotterdam sobre ciertos plaguicidas y productos químicos peligrosos de comercio internacional, el Convenio de Basilea sobre el control de los movimientos transfronterizos de los desechos peligrosos y su eliminación, la Declaración de Río de Janeiro sobre el Medio Ambiente y el Desarrollo y el Programa 21.

SITUACIÓN EN LA ARGENTINA. Nuestro país ha adherido al Convenio de Estocolmo y la gestión de los COPs está incorporada en la agenda de las decisiones nacionales, regionales e incluso internacionales en el Programa Nacional sobre COPs desde 1997; como tema prioritario de la Subcomisión de Salud y Ambiente del Mercosur, y como tema prioritario de la Iniciativa de los Ministros de Salud y Ambiente de las Américas (1995, 2002 y 2005).
__________________________________________________________________________

Vanguardia (Mexico): Alertan sobre efectos contaminantes de autos usados importados
9.9.2006
Representantes de 13 países de América Latina y el Caribe alertaron hoy sobre los efectos contaminantes causados por la importación de vehículos usados, durante un Taller Regional sobre Desarrollo Sustentable celebrado en México.

Un comunicado de la Secretaría de Medio Ambiente y de Recursos Naturales (Semarnat) mexicana indicó que las naciones asistentes al foro analizaron diferentes propuestas para crear una estrategia común en el diseño de políticas en materia de energía y desarrollo industrial y contra el cambio climático y la polución del aire.

El Presidente del Instituto Nacional de Ecología (INE) de México, Adrián Fernández Bremauntz, afirmó que los integrantes del grupo abogaron por involucrar a la sociedad civil en las acciones para combatir la polución, previo análisis de las consecuencias de este problema en la salud.

También sugirieron establecer los avances registrados en los países de la región en el desarrollo de combustibles más limpios y fomentar la cooperación para compartir información y tecnología.

Los parques automotores de Latinoamérica y el Caribe cuentan con un gran volumen de vehículos de segunda mano importados de Asia y Estados Unidos.

Las autoridades estudiaron asimismo mecanismos para lograr un ahorro y uso eficiente de la energía, el empleo de productos renovables, mejoras en la normativa del sector y el fomento de la participación de las empresas privadas.

"Varios países expresaron su interés por el uso de biocombustibles como el alcohol" y plantearon "diseñar y aplicar políticas que den un trato preferencial a los autos compactos y eficientes por encima de las grandes camionetas, que consumen hasta tres veces más combustible", agregó el funcionario.

El objetivo del taller fue preparar la intervención de las naciones latinoamericanas y caribeñas en la XV sesión de la Comisión de Desarrollo Sostenible (CDS-15) de las Naciones Unidas, que tendrá lugar del 30 de abril al 11 de mayo de 2007.

El encuentro fue organizado por el Instituto Nacional de Ecología, dependiente de la Semarnat, en coordinación con la Comisión Económica para América Latina y el Caribe (CEPAL) y el Programa de las Naciones Unidas para el Medio Ambiente (PNUMA).

En la cita estuvieron presentes representantes de los gobiernos de Argentina, Bolivia, Chile, Cuba, Ecuador, El Salvador, Honduras, Jamaica, México, Panamá, Perú, Santa Lucía y Trinidad y Tobago.
_____________________________________________________________________________

Nouvelles d'Armenie: Les incendies au Karabagh en discussion à l’ONU
9.9.2006
L’Assemblée générale a décidé jeudi 7 septembre 2006 d’évoquer lors de sa soixante-et-unième session incendies qui ont affecté le territoire de la république du Karabagh. L’Assemblée générale a pris acte de l’intention de l’OSCE de dépêcher une mission dans la région.

Les pays suivants ont pris à cet égard la parole : Azerbaïdjan ; États-Unis (au nom du Groupe de Minsk) ; Arménie ; Ukraine (au nom du GUAM) ; Pakistan, et Turquie.

M. YASHAR ALIYEV (Azerbaïdjan) a indiqué que la date anniversaire de la Journée de la terre, fixée au 5 juin, a été éclipsée par des incendies de grande ampleur, et que les images des régions occupées ont confirmé pleinement les observations et évaluations initiales. La superficie des zones touchées par les incendies avait atteint 130 kilomètres carrés à la fin du mois de juin. Début juillet, les incendies se sont propagés à d’autres territoires occupés, atteignant une surface de 260 kilomètres carrés fin août. Le Gouvernement a demandé au Président en exercice de la CEE de déployer une mission d’enquête qui a confirmé l’évaluation faite précédemment et a souligné la nécessité d’une assistance internationale en raison d’un manque de moyens au plan national, a indiqué le représentant. « Nous sommes préoccupés par le fait que ces incendies se poursuivent sur des terres fertiles détruisant champs, vergers et villages, et les rendant impropres à la vie humaine. L’écosystème fragile de cette région est menacé. Nous devons prendre de toute urgence des mesures pour réhabiliter ces territoires, a déclaré le représentant. Dans ce texte, nous nous sommes concentrés sur les aspects humanitaires, a-t-il indiqué.

S’exprimant au nom des Coprésidents du Groupe de Minsk, M. ALEJANDRO D. WOLFF (États-Unis) a déclaré qu’après examen des informations présentées par le Gouvernement d’Azerbaïdjan, sa délégation a noté que les incendies naturels et d’origine humaine se produisaient régulièrement dans la région. Seul un examen technique précis permettra d’établir si ces incendies constituent un danger sur le plan écologique pour la région. Se félicitant de la bonne volonté démontrée par l’Arménie et l’Azerbaïdjan, la délégation américaine a estimé qu’il s’agissait d’une mesure de confiance de nature à faciliter le processus des négociations entre les deux parties.

Le représentant de l’Arménie a déclaré que sa délégation avait été surprise de voir un projet de résolution de l’Azerbaïdjan circuler au sein de l’Assemblée générale, alors que l’OSCE avait dépêché une mission technique dans les territoires où se seraient déclenchés ces incendies. Nous sommes opposés à l’idée de voir cette question abordée dans le cadre d’une instance comme l’Assemblée générale, a déclaré le représentant de l’Arménie, en estimant que cette démarche « servait manifestement d’autres desseins politiques ». L’Arménie se dissocie donc du consensus autour du texte présenté aujourd’hui, même si elle appuie le passage qui réitère le soutien apporté à la mission de l’OSCE.

Le représentant de l’Ukraine, qui prenait la parole au nom du GUAM, s’est dit inquiet des conséquences des incendies à court et à moyen terme sur le bien-être de la population azerbaïdjanaise. La mission de l’OSCE a en effet constaté l’importance des incendies et du manque de moyens de lutte en insistant sur la nécessité de rallier une aide internationale, a-t-il dit. Le projet de résolution présenté aujourd’hui salue la volonté des parties à coopérer et met l’accent sur les dommages écologiques et humains.

Le représentant du Pakistan a partagé les préoccupations existant face aux dégâts causés par ces incendies et a dit que sa délégation avait appuyé pleinement le projet de résolution présenté aujourd’hui par l’Azerbaïdjan. Il a en outre demandé que l’assistance et l’expertise des Nations Unies soient apportées pour venir en aide à la région. Une adoption du texte par consensus nous a donc parue appropriée, a dit le représentant.

Le représentant de la Turquie a appuyé l’idée d’un règlement durable du conflit au Nagorno-Karabakh. Pour faire face aux effets dévastateurs des incendies qui ont ravagé la région, la délégation turque a estimé que l’appui du PNUD et du PNUE était indispensable, ainsi que la coopération des parties. Espérons que cela constituera une mesure de confiance, et saluons le projet de résolution, a dit le représentant.

Le représentant de l’Azerbaïdjan s’est félicité que sa délégation et celle de l’Arménie aient pu s’accorder sur un texte, malgré le fait que cette dernière se soit ensuite dissociée du consensus. Le texte avait pourtant été négocié avant la session, sous les auspices des États-Unis, a-t-il noté. Il a déclaré que cette décision arménienne était inacceptable et pour le moins déplacée. C’était pourtant dans l’intérêt de l’Arménie que ce pays remplisse son engagement à se déclarer en faveur de cette résolution, a ajouté le représentant azerbaïdjanais.

Le représentant de l’Arménie a au contraire estimé qu’il avait été cohérent dans sa position au sujet de cette résolution. L’Arménie s’est dissociée du consensus parce qu’elle est opposée au renouvellement de la question du conflit du Haut-Karabakh à l’ordre du jour de l’Assemblée générale.
____________________________________________________________________________
Azeri Press Information Agency: U.N. General Assembly calls for U.N. to assist in preventing environmental damage from fires in Nagorno Karabakh
[also in Azer Tag, Pravo Vybora, Today.Az (all Azerbaijan)]

The 98th large debate of the UN General Assembly’s 61st session yesterday adopted a resolution on the situation in the occupied Azerbaijani territories. 

APA reports quoting the UN website, the five-item Resolution expressed serious concern over the fires in the occupied Azerbaijani lands and the great damage inflicted to the ecology by these fires.
It stresses the necessity of taking urgent actions to prevent the fires and remove the consequences. The resolution says it is welcoming that the parties to the conflict are prepared to cooperate in this issue assessing the cooperation as an important factor for mutual confidence. 
The document also contains an item on sending an OSCE mission to the affected site in partnership with specialists of the UN Environment Program to specify the short-term and long-term damage to the environment. 
The UN called for all relevant institutions to help to restore the burnt areas. It asks OSCE Chairman-in-Office to present a report to the General Assembly member states not later than April 30, 2007.
Ukrainian representative addressing on behalf of the GUAM states as well as Pakistani and Turkish representatives expressed their concern over the fires in the occupied lands of Azerbaijan calling their counterparts to adopt the Resolution.
A U.S representative speaking on behalf of the co-chairs of the OSCE Minsk Group supported Azerbaijan’s offer and said a joint mission of UN Environment Program and OSCE specialists will be sent to the region.
The Azertag agency reports Armenian representative stood against the discussion of the matter within the UN framework saying it will pose obstacle to the negotiating process for peaceful settlement of the Armenia-Azerbaijan, Nagorno Garabagh conflict. He also disagreed with the offer to send a new mission to the region. In response to this, Yashar Aliyev, head of Azerbaijani permanent representative office to the UN said the Azerbaijani side taking into account the OSCE Minsk Group co-chairs’ request has prepared a text of concession in conjunction with the Armenian side, “So, Armenian representative’s protesting against the resolution is a dishonorable and worthless step in the last moment.”
Azerbaijani Foreign Minister Elmar Mammadyarov commented on the resolution. He said Azerbaijan assesses the fires as an ecological disaster.
“This is an ecological disaster. OSCE chairman is organizing a mission to be deployed to the affected areas. The mission will be composed of international experts as well as Azerbaijani and Armenian experts. The UN ecological problem specialists, OSCE representatives and much likely the co-chairs of the OSCE Minsk Group will be represented in the mission. After the assessment of the situation, the mission will consider rehabilitation, erosion and other issues. All these issues have been stated in the Resolution,” the Minister said.
_____________________________________________________________________________
New York Times: Lebanese Oil Spill Threatens Other Coasts
By JENNIFER CONLIN
10.9.2006

An estimated 10,000 to 15,000 tons of oil spilled in mid-July from a power station south of Beirut that was bombed by Israeli warplanes could now threaten not just the Lebanese coastline -- where international and teams are working to remove the washed-up oil -- but also the beaches of Cyprus, Turkey, Greece and Israel. 

''When the currents change this autumn and winter, the oil, which has been moving south, will start to move north, circling from right to left like a clock, and will eventually hit those coastlines,'' said Fouad Hamdan, director of the environmental group Friends of the Earth Europe. ''It is not only the worst environmental disaster ever in the Eastern Mediterranean Coast,'' Mr. Hamdan said, comparing it to the Exxon Valdez oil spill of 1989, ''but another serious economic blow to tourism in the area, as this oil could keep showing up for years.''

In mid-August officials from the United Nations Environmental Program and the European Union and International Maritime Organization met in Athens and called for $64 million to clean the slick, which has already hit the Syrian coast. Surveys conducted by the Lebanese Ministry of Environment show the oil is spread over at least 85 miles of coastline. 

Video images released by Greenpeace and the Lebanese government showed that the seabed close to the power plant was also affected by the oil spill. A contaminated seabed could threaten marine species, including bluefin tuna and sea turtles.

''The problem with the U.N. is that due to their bureaucracy it could take months before the decontamination equipment arrives, and the oil will have spread by then,'' Mr. Hamdan said.

Luisa Colasimone, information officer for the United Nations Environment Program-Mediterranean Action Plan, confirmed the risk. ''The possibility of the pollution spreading to other countries is still there,'' she said.
____________________________________________________________________________

The East African: Forest grabbing a threat to Tanzania, Kenyan economies 
By JOHN MBARIA 
11.9.2006 

The destruction of the Maasai Mau forest pose negative environmental implications to both Tanzania and Kenya. 

The two countries depend on common water resources emanating from the forest. 

Maasai Mau, which covers 46,278 hectares, is part of the larger 400,000-hectare Mau Forest Complex – Kenya's biggest forest block. It forms the upper catchment of the Ewaso Nyiro, a river that flows into Lake Natron where millions of flamingos breed.  

It also constitutes much of the headwaters of the Mara river which flows through the Maasai Mara National Reserve to Serengeti National Park in Tanzania. Both are world famous parks of important biological diversity with an estimated 450 and 540 species of birds, respectively.  

Besides birds, the bongo and the yellow-backed duiker, the leopard and the African elephant occur in areas bordering Maasai Mau while the giant forest hog, or Greater Galago, grant giraffe, cape buffalo and other animals occupy the moist forest zone and other areas in the forest. Ewaso Nyiro and Mara rivers are also intricately linked to the well-being of the vast pastoralist economy that spans across many districts in Kenya and Tanzania. 

But the ongoing hiving off of more land from Maasai Mau and Ngong forests are typical cases that demonstrate how powerful public officials have been more lethal to forests that power saws. 

The grabbing of forest land started during former president Jomo Kenyatta's rule, when by the stroke of the pen he would sanction the conversion of a forest into agricultural land, particularly for tea production by his cronies.  

When former president Daniel arap Moi took power in 1978, he promised to follow his predecessor's footsteps, and literally did so. 

By using forests and other public land to seek popularity. Moi himself acquired 1,000 hectares in the Transmara forest of Narok District in the 1980s. This was long before the advent of multi-party politics when Moi's continued hold on to power faced real and legalised challenge. 

Indeed, in the 1990s, public land and forests became handy in keeping cronies and entire communities voting for Moi and Kanu. As a result, nearly every forest in the country – Karura, Kaptagat, Sirimon, Marmanet, Cherangani, Mt Kenya, Imenti – was targeted in a grand scandal that has few parallels anywhere in Africa. 

The most infamous decision was when the Moi regime attempted to degazette 67,185 hectares from 12 forest blocks around the country. The government had used the pretence that the forests were already settled on and all it was doing was to rationalise the status quo. 

It took the efforts of experts of Unep's Division of Early Warning and Assessment to reveal that all this was untrue and many of the forest were actually intact. 

With the land grabs not ending, ecological and hydrological functions and services that the forests offered were irreparably interrupted with. Rains became less frequent in some areas, and when they came they were violent storms that caused floods.  

However, when Mwai Kibaki succeeded Moi, he soon set up the Ndung'u's Commission to investigate and report on all land grabbing that had taken place since Independence. And like all past commissions, the Ndung'u commission made an impressive effort to uncover the scandals, but its report is now gathering dust in official government stores.  

Later, the government was to cry foul as parliament refused to pass the Forest Bill, while the Cabinet resolved to kick out thousands of squatters from various government forests – Maasai Mau, Mt Kenya, Karuri, Sirimon, Ebuuru and Dundori, among others. 
_____________________________________________________________________________

Namibia Economist: Plans to 'Green' World Cup 2010
 8.9.2006

CAPE TOWN - It is likely to turn South Africa into a country of cyclists, but the Bus Rapid Transport (BRT) project, if implemented, is expected to boost public transport in the southern African country in time for 2010 World Cup and turn its road network into an environmental friendly public sector.

The South African government has set aside R3.7 billion to redesign the country's road network and encourage more bicycle use and walking, as the country makes strides towards "greening" the World Cup and implementing the Green Goal project, which aims at making the world soccer tournament a healthier and inclusive event. "Preliminary results indicate that the Green Goal in Germany (during the 2006 World Cup) led to some 70 percent of fans taking public transport or using alternative modes such as cycling or walking o get to and from matches," said Achim Steiner, the Director of the UN Environmental Programme (UNEP) which is coordinating the Green Goal project. 

The Global Environment Facility (GEF), a Washington-based donor funded organization that works hand in hand with United Nations bodies and the World Bank, has unveiled plans to fund the BRT project, which will lead to the implementation of the Green Goal project. But the country has up to December to come up with project proposals under the GEF Replenishment to be able to access the support that is on offer, said Monique Barbut, the Chief Executive Officer of the GEF, at her organisation's Third Assembly, which opened in the coastal city this week. "The 2010 FIFA World Cup presents a great opportunity for South Africa to lay out a 21st century, sustainable transport network whose impact will go beyond 2010," she said. "This initiative will redesign the whole transport system, make it environmental friendly and leave a lasting legacy event after the whistle blowers at the tournament have long left."

The BRT initiative aims to deliver mass transit alternatives to car commuting that are likely to have significant health and economic benefits for the cities and communities concerned. The GEF manages a US$3 billion fund that provides the biggest source of environmental grant to developing countries. Barbut said GEF is looking at developing pilot projects in nine South African World Cup hosting cities that will present transport alternatives that deliver greenhouse gas reductions such as the use of environmental friendly fuels like bio-diesel, bio-ethanol and fuel cells. The initiative will also see smaller World Cup venue cities developing well-designed cycle ways and pedestrian routes that will feed into the bus network offering an "attractive" alternative to private car use.

"Well designed, well run and sensibly planned, public transport can play a key role on cutting climate change emissions," said Barbut. "It can also improve local air quality and bridge social and economic divides." Mathabatha Mokonyana, the Acting Deputy Director General for Transport told IPS that the tournament will be "an African World Cup". "We are taking the lead so that this can also be initiated in other countries," said Mokonyana
____________________________________________________________________________
The Daily Nation (Nairobi):  Strict laws required to save Lake Victoria from extinction  (Letters)
 9/9/2006 

It is quite unfortunate that the world's second largest fresh water lake - Victoria - faces serious environmental degradation, yet the three East African countries benefiting from it are not doing anything about that.  

Kenya, Uganda and Tanzania are all responsible for the unprecedented drop in water level, which has gone down by about three metres. They are also responsible for heavy pollution that is killing marine life.  

Due to falling water levels, the lake cannot be used by big ships and that compromises passenger and cargo transport. That slows business along the common borders.  

The construction of the Kiira dam alongside Nalabaal dam across River Nile in Jinja, despite the warnings from environmentalists and experts, is among the indicators of how insensitive we have become to the ecological dangers we are courting when exploiting Lake Victoria waters.  

The new dam has increased the outflow through River Nile by 45 per cent. With the declined inflow of water into the lake by 14.8 per cent during 2000-2006 period, the consequences are here today.  

The worst is that Uganda is still faced with spectre of load shedding, taking place all round the clock. Kenya and Tanzania are not left behind in this Lake Victoria's extinction race.  

Kisumu and Mwanza are well known for there contribution in polluting the lake. Raw wastes from industries, households, car washing bays and poor sewage systems jet into the lake, polluting the water and leading to oeutrophication. In addition, other small trading centres around the lake also inflict considerable harm to the lake and its environs.  

The wanton destruction of forests and water catchment areas and feeder rivers to the lake affect its water levels.  

Besides human activities, the other threat to the Lake Victoria is climate change.  

It should be noted that Lake Chad in west Africa has disappeared due to environmental degradation. The same can happen to Lake Victoria.  

East Africa's governments, in conjunction with environmental experts, should formulate comprehensive laws and policies to protect the lake from extinction. These laws and policies must address the needs of the three countries.  

This is because to develop sustainably, to trade and co-operate, every state must take cognisance of the fact that the effects of its activities on its environment impact on its neighbours.  

Biodiplomacy states that the sovereign right of a country to exploit its own resources and the responsibility to ensure the activities within their jurisdiction or control should not cause damage to the environment of other states or in areas beyond their limits of national jurisdiction.  

Environmental organisations like National Environmental Management Authority (Nema) and Unep should take a lead role in fighting for the conservation of Lake Victoria.  

While I appreciate the efforts of the convenors on the various conferences to address the L. Victoria's environmental degradation, treaties, agreements and conferences remain pieces of papers unless concrete actions are undertaken to implement the resolutions.  

There is need for concerted efforts to conduct environmental assessment on Lake Victoria and audit all the projects being carried out offshore and their effects critically examined.  

WARA .A. CALVINCE
_____________________________________________________________________________

Der Standard (Austria): "Dem Glück auf der Spur ..."
Von Friedrich Hinterberger
 
Seit 20 Jahren diskutiert die Welt die sogenannte "nachhaltige Entwicklung": unsere Bedürfnisse so zu befriedigen, dass künftige Generationen auch noch gute Voraussetzungen vorfinden, ihre Bedürfnisse zu befriedigen. Anders gesagt: wie können wir glücklich sein (werden), ohne dass dieses Glück auf Kosten anderer Menschen und zukünftiger Generationen geht. Trotz vieler Bemühungen einzelner, aber auch auf nationaler und internationaler Ebene, können wir heute nicht garantieren, die Welt, in der wir leben, unseren Kindern so zu übergeben. Das Konzept "nachhaltiger Entwicklung" ist immer noch ein gesellschaftliches Randthema, scheint vielen nicht attraktiv genug zu sein, um es über den eigenen Vorteil, den kurzfristigen wirtschaftlichen Erfolg oder andere politische Ziele zu stellen.

Vielleicht liegt es daran, dass viele Menschen es nicht zu ihrem eigenen Leben in Beziehung setzen können. Was hat Nachhaltigkeit mit mir zu tun? Im Jahr 2003 hat eine Gruppe europäischer Nachhaltigkeitsforscher auf Einladung von SERI und Faktor 10 Institut in der Provence darüber nachgedacht, wie Nachhaltigkeit näher am Menschen formuliert werden kann. Die dort gefundene Formulierung hat jetzt beinahe unverändert Eingang in die unter österreichischer Präsidentschaft neu formulierte und beim EU Gipfel im Juni 2006 verabschiedete Europäische Nachhaltigkeitsstrategie gefunden: "The overarching objective of sustainable development (SD) is to secure and increase the quality of life for all people as a precondition for individual happiness." Zu deutsch: das generelle Ziel nachhaltiger Entwicklung sei es, die Lebensqualität aller Menschen zu sichern und zu erhöhen als Voraussetzung für das individuelle Glück – im offiziellen Dokument der EU heißt es dann "well-being" (zu deutsch: Wohlergehen). 

Kriterien und Rankings
Nachhaltige Entwicklung ist somit ein ganzheitlicher Ansatz, erfordert ganzheitliches Handeln und benötigt übergeordnete Ziele, die sich die Menschen zu Eigen machen können, die sie berühren, damit es sich für sie lohnt, etwas in ihrem Leben im Sinne langfristiger und hoher ethischer Grundsätze zu ändern. Im Ausland erfreut sich die wissenschaftliche "Glücksforschung" bereits großer Aufmerksamkeit. Anläßlich des letzten G8-Gipfels in St.Petersburg veröffentlichte der britische Think Tank "New Economics Foundation" weltweite Daten zu dem von ihnen so genannten "(Un-)Happy Planet Index". Die Studie beurteilte die einzelnen Länder anhand der Zufriedenheit der Bevölkerung, ihrer Lebenserwartung und dem "ökologischen Fußabdruck". Dieser beschreibt den Verbrauch der natürlichen Resourcen eines Landes.

In der Region der "westlichen Welt" erreichte Österreich nach Malta (Platz 40) den zweitbesten Rang. Lebenserwartung und -zufriedenheit liegen hier zu Lande im positiven Bereich, besagt die Studie. Vor allem der "ökologische Fußabdruck" lässt zu wünschen übrig. Frankreich, Griechenland und Portugal erzielten auch bei der Lebenszufriedenheit nur mittlere Werte. Das Schlusslicht des Westens bilden die USA (Platz 150).

Im Herbst 2005 wurde in Gmunden die österreichische Glücksforschungsinitiative unter dem Namen "mitAnanda, Verein zur Förderung der Glücksforschung" gegründet – als Plattform dafür, das Thema auch in Österreich zu verbreitern und zu vertiefen. Warum verhalten sich Menschen oft entgegen ihr eigenes Glück? Wie verhält sich unser eigenes Glück mit dem anderer Menschen? Vor allem aber: Was sind die förderlichen und hinderlichen Rahmenbedingungen in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft, Nachhaltigkeit als Voraussetzung für das Glück aller Menschen (immer und überall) zu verwirklichen?

Dass dieses Thema längst kein Randthema mehr ist, zeigt eine wachsende Zahl von Projekten: von der niederösterreichischen Landesregierung, über das Arbeitsmarktservice bis hin zur UNO.

Drei Beispiele:

Eine Region auf dem Weg zum Selbst
Die Region Niederösterreich-Mitte hat mit ihren Teilregionen beschlossen, einen strategischen Ansatz als Rahmen für eine zielgerichtete Landes- und Regionsentwicklung zu erarbeiten. Das Thema "Auf dem Weg zum Selbst" soll als regionale Entwicklungsstrategie aufgebaut werden. Gemeinsam mit Karuna Consult und RAUM-MENSCH-REGION-ORGANISATION begleitet SERI die Region NÖ-Mitte auf diesem Weg.

Berufung und Selbstwert als neuer Weg
Eine Maßnahme des AMS NÖ für Menschen, die über 50 Jahre alt und länger als 12 Monate ohne Beschäftigung sind. 

• Persönlich gecoacht werden und dabei die eigene Berufung finden 

• Intensiv an sich selbst arbeiten und dabei laufend betreut werden. 

• Ideen erarbeiten und Erfahrungen austauschen – einzeln und in der Gruppe. 

Selbst&Wert ist eine neue Methode zur Steigerung des eigenen Selbstwertgefühls und damit der eigenen Leistungsfähigkeit.

Verwundbarkeit des Mensch-Umwelt-Systems: Herausforderungen und Möglichkeiten
Der Global Environment Outlook (GEO) ist das Vorzeigeprodukt des United Nations Environment Programme (UNEP). SERI arbeitet an Kapitel 8 von GEO-4 mit, der in 2007 publiziert wird. Das Kapitel behandelt Lebensqualität und Verwundbarkeit (vulnerability) und den Politikoptionen zur Verbesserung des Lebensqualität sowie zur Reduktion von Vulnerability des Mensch-Umwelt-Systems. 

Zum Autor: Dr. Friedrich Hinterberger ist Leiter der SERI Nachhaltigkeitsforschungs und -kommunikations GmbH und Präsident des europäischen SERI Netzwerks.
_____________________________________________________________________________ 
_____________________________________________________________________________

Other Environment News

The Economist: The heat is on
7.9.2006

The uncertainty surrounding climate change argues for action, not inaction. America should lead the way

FOR most of the Earth's history, the planet has been either very cold, by our standards, or very hot. Fifty million years ago there was no ice on the poles and crocodiles lived in Wyoming. Eighteen thousand years ago there was ice two miles thick in Scotland and, because of the size of the ice sheets, the sea level was 130m lower. Ice-core studies show that in some places dramatic changes happened remarkably swiftly: temperatures rose by as much as 20°C in a decade. Then, 10,000 years ago, the wild fluctuations stopped, and the climate settled down to the balmy, stable state that the world has enjoyed since then. At about that time, perhaps coincidentally, perhaps not, mankind started to progress. 

Man-made greenhouse gases now threaten this stability. Climate change is complicated and uncertain, but, as our survey this week explains, the underlying calculation is fairly straightforward. The global average temperature is expected to increase by between 1.4°C and 5.8°C this century. The bottom end of the range would make life a little more comfortable for northern areas and a little less pleasant for southern ones. Anything much higher than that could lead to catastrophic rises in sea levels, increases in extreme weather events such as hurricanes, flooding and drought, falling agricultural production and, perhaps, famine and mass population movement. 

Nobody knows which is likelier, for the climate is a system of almost infinite complexity. Predicting how much hotter a particular level of carbon dioxide will make the world is impossible. It's not just that the precise effect of greenhouse gases on temperature is unclear. It's also that warming has countless indirect effects. It may set off mechanisms that tend to cool things down (clouds which block out sunlight, for instance) or ones that heat the world further (by melting soils in which greenhouse gases are frozen, for instance). The system could right itself or spin out of human control.

This uncertainty is central to the difficulty of tackling the problem. Since the costs of climate change are unknown, the benefits of trying to do anything to prevent it are, by definition, unclear. What's more, if they accrue at all, they will do so at some point in the future. So is it really worth using public resources now to avert an uncertain, distant risk, especially when the cash could be spent instead on goods and services that would have a measurable near-term benefit?

If the risk is big enough, yes. Governments do it all the time. They spend a small slice of tax revenue on keeping standing armies not because they think their countries are in imminent danger of invasion but because, if it happened, the consequences would be catastrophic. Individuals do so too. They spend a little of their incomes on household insurance not because they think their homes are likely to be torched next week but because, if it happened, the results would be disastrous. Similarly, a growing body of scientific evidence suggests that the risk of a climatic catastrophe is high enough for the world to spend a small proportion of its income trying to prevent one from happening. 

And the slice of global output that would have to be spent to control emissions is probably not huge. The cost differential between fossil-fuel-generated energy and some alternatives is already small, and is likely to come down. Economists trying to guess the ultimate cost of limiting carbon dioxide concentrations to 550 parts per million or below (the current level is 380ppm, 450ppm is reckoned to be ambitious and 550ppm liveable with) struggle with uncertainties too. Some models suggest there would be no cost; others that global output could be as much as 5% lower by the end of the century than if there were no attempt to control emissions. But most estimates are at the low end—below 1%. 

The technological and economic aspects of the problem are, thus, not quite as challenging as many imagine. The real difficulty is political. Climate change is one of the hardest policy problems the world has ever faced. Because it is global, it is in every country's interests to get every other country to bear the burden of tackling it. Because it is long term, it is in every generation's interests to shirk the responsibility and shift it onto the next one. And that way, nothing will be done.

What Kyoto did

The Kyoto protocol, which tried to get the world's big polluters to commit themselves to cutting emissions to 1990 levels or below, was not a complete failure. European Union countries and Japan will probably hit their targets, even if Canada does not. Kyoto has also created a global market in carbon reduction, which allows emissions to be cut relatively efficiently. But it will not have much impact on emissions, and therefore on the speed of climate change, because it does not require developing countries to cut their emissions, and because America did not ratify it.

The United States is the world's biggest producer of greenhouse gases, though not for long. Every year China is building power-generating capacity almost equivalent to Britain's entire stock, almost all of it burning coal—the dirtiest fuel. It will shortly overtake America, and India is not far behind. Developing countries argue, quite reasonably, that, since the rich world created the problem, it must take the lead in solving it. So, if America continues to refuse to do anything to control its emissions, developing countries won't do anything about theirs. If America takes action, they just might.

Two measures are needed. One is an economic tool which puts a price on emitting greenhouse gases. That could be a carbon tax or a cap-and-trade system, such as Europe's Emissions-Trading Scheme, which limits how much producers can emit, and lets them buy and sell emissions credits. Ideally, politicians would choose the more efficient carbon tax, which implies a relatively stable price that producers can build into their investment plans. The more volatile cap-and-trade system, however, is easier to sell to producers, who can get free allowances when the scheme is introduced. 

Either of these schemes should decrease the use of fossil fuels and increase the use of alternatives. In doing so, they are bound to raise energy prices. To keep down price rises, and thus ease the political process, governments should employ a second tool: spending to help promising new technologies get to market. Carbon sequestration, which offers the possibility of capturing carbon produced by dirty power stations and storing it underground, is a prime candidate.

Although George Bush now argues that America needs to wean itself off its dependency on oil, his administration still refuses to take serious action. But other Americans are moving. California's state assembly has just passed tough Kyoto-style targets. Many businesses, fearing that they will end up having to deal with a patchwork of state-level measures, now want federal controls. And conservative America, once solidly sceptical, is now split over the issue, as Christians concerned about mankind's stewardship of the Earth, neo-cons keen to reduce America's dependency on the Middle East and farmers who see alternative energy as a new potential source of energy come round to the idea of cutting down on carbon.

Mr Bush has got two years left in the job. He would like to be remembered as a straightshooter who did the right thing. Tackling climate change would be one way to do that.

___________________________________________________________________________

International Herald Tribune: Europe, Asia meet at summit to hammer out trade, political differences
10.9.2006

HELSINKI, Finland Thirty-eight European and Asian leaders were wrapping up two days of talks Monday, pledging to remain loyal to multilateralism to solve global trade issues, resolve economic and political conflicts and stay the course in the fight against terrorism. 

Exactly five years after the terrorist strike against the United States, the leaders stood in silence for one minute to remember the 3,000 who perished in the attacks against the World Trade Center in New York, the Pentagon outside Washington and a jetliner that crashed in a Pennsylvania farm field. 

"These horrific attacks clearly demonstrated that terrorism is a threat to all states and to all peoples," the EU said in a statement. "No cause, no grievance, can justify acts of terrorism."

On Sunday, the 25 EU and 13 Asian leaders also pledged to jointly combat such global challenges as organized crime and communicable diseases like HIV/AIDS, said Finnish Prime Minister Matti Vanhanen, the summit's chairman.

"We agreed that the only way forward is to support the multilateral rule-based system with the United Nations at its core," he told reporters after the leaders attended a gala dinner hosted by the mayor of Helsinki. "Preventing terrorism and organized crime remain focal issues."

The event saw the first appearance of Myanmar. Given the country's dubious human rights record, it was allowed to send only Foreign Minister U Nyan Win to Helsinki.

Officials said he addressed the summit to explain his government's views on democracy and human rights that were judged insufficient. 

"The situation in Myanmar remains a great concern of our regional partners and the international community," Vanhanen said. He said Nyan Win gave no "clear promises in the way of a more democratic Myanmar." 

The EU-Asia summit focuses on improving trade ties. The EU entered the summit committed to seeking a revival of the global trade talks but signaled it will pursue bilateral free trade accords if necessary.

 The leaders agreed to admit India, Pakistan and Mongolia into the club.

The summit opened with Vanhanen declaring that climate change and energy security were "at the heart" of the 38-nation ASEM, or Asia-Europe meeting. "Climate change can have drastic consequences both for Europe and Asia. We need to send a strong message about ... our common will to tackle this challenge," Vanhanen said.

The two regions, with a total population of 2.4 billion, are major energy consumers. With Asia's energy demand starting to soar — pushing up global oil prices — Europe is eager to promote renewable energies and energy efficient technologies to cut overall consumption and reduce carbon dioxide emissions. 

But Asian countries are reluctant to set binding targets, saying they cannot commit to these goals while trying to grow their economies and lift people out of poverty. 

On Monday, the EU and Asian leaders plan to issue a broad declaration on climate change. 

European Commission President Jose Manuel Barroso said the two regions play an increasing role in global economic integration, and hailed Asian nations "for lifting hundreds of millions out of poverty." 

He said, however, that while globalization brought huge economic benefits, it could also erode social conditions. To mitigate its "potential adverse impact, there is a need to strengthen the social dimension," Barroso said. 

The European and Asian leaders urged North Korea to refrain from doing anything to aggravate tensions over its nuclear program as they called for the isolated state to start democratic reforms. 

"We all agree that the democratization of the Korean peninsula is essential in maintain peace and stability in North East Asia," Vanhanen said, adding that the European and Asian leaders also want North Korea to deal with humanitarian issues. 

The EU has strong trade ties with Japan, China and South Korea, the three Asian economic powers. In the past decade, EU trade with Japan and South Korea grew by double digit figures, while trade with China has skyrocketed. 

EU exports to China surged 227 percent to €48 billion (US$61.5 billion), and imports by 382 percent to €127 billion (US$163 billion) between 1995 and 2004. 

But Europe's trade with Southeast Asia — which comprises the majority of Asia's ASEM members — has been stagnant. Over the past 10 years, Southeast Asia's share of all EU exports fell by 1.2 percent, and European investment in the region has declined. ___________________________________________________________________

The Guardian (UK): Soaring energy costs make solar power a bright idea
Ashley Seager 

11.9.2006

What was once a rich eccentrics' foible now makes economic sense

They say every cloud has a silver lining. With the hefty rises in electricity and gas prices over the past year, the lining is that solar power, for most of us, is now a realistic, cost-effective option.

Until recently the expense of putting solar panels on the roof meant only a few eco-warriors with money were doing it. Anyone else concluded that the payback period was too long. But solar power, if you will pardon the phrase, is fast coming in from the cold.

Sure, the payback time is still long, at 15 years or more. But the annual savings on electricity or gas bills - which is, I think, a better way of looking at it - is now at least as good, if not better, than sticking spare cash in a building society.

And that is based on the cash yield on the capital. It does not include the value of carbon dioxide not emitted or the satisfaction of walking the walk, rather than talking the talk, on global warming.

The payback time would matter if a solar system added no value. But evidence suggests solar power can add nearly 9% to a property's value.

Another misconception is that solar thermal panels, which heat water, are cheaper than photovoltaic (PV) panels, which produce electricity. Though it is true that PV panels are pricey, a 50% government grant roughly equalises the cost to the consumer per unit of energy generated by each type of system.

A typical solar thermal system can often generate all the hot water needed in the summer and 20% in the winter, so 50%-60% year round.

So what you will save? Panels of about 2 sq metres claim to save the equivalent of about 1,100 kilowatt-hours (kWh) a year. The savings depend on what you heat your water with. If you are off the national grid and using oil or liquefied petroleum gas, Department of Trade and Industry (DTI) figures show you could save about £150 a year. For mains gas, which is an efficient way to heat water, the saving is smaller, at about £50 a year.

As a return on the cheapest system I was quoted for (£3,100, fully installed, including the standard £400 grant), the yield ranges from 1.6% to 4.25% - the latter easily beating most savings rates.

You also save from using your boiler less. Many people with thermal panels do not use the boiler between May and October. That means servicing the boiler every two years instead of annually, maybe saving £50 a year. Assuming the boiler will last longer because it is used less and given the cost of new boilers, extending its life could save £50 a year.

Limits
Add that £100 to your saving and you have a yield of 4.25% on mains gas and up to 8% on other fuels, a fine return indeed. You could even add the carbon dioxide saving. This is a difficult one but some economists "value" a tonne of CO2 at about £20. Domestic solar systems save 1-2 tonnes a year of CO2, adding a theoretical £20 to £40 a year of savings.

There are limits to thermal. You can only use so much hot water. You may be on holiday for some of your summer peak-generation time. Modern washing machines and dishwashers tend to have cold water feeds and heat water with an electric element. So hot water is mainly for showers. So you can save only 10-15% of domestic energy use a year. You may also have to fit a new hot tank and intrusive plumbing from the roof panels.

For these reasons, PV is gaining in popularity. An installed 1kW system costs about £3,500 (after a 50% grant), rising to £9,000 for 3kW. They are often guaranteed for 25 years - manufacturers such as Sharp and Sanyo are confident their products could last a century. They also return the energy used in their construction in only two to three years.

PV has no intrusive plumbing, merely a cable to the electricity meter. Currys recently began selling this type. They save about 900kWh a year per kilowatt installed. A 2kW system generates about 1,800 kWh - half what a typical family uses in a year.

This not only saves the current 12p/kWh average electricity price but you can get another 3.3p/kWh via the regulator Ofgem once a year. That means nearly £300 a year in savings - a return on the installation cost of £6,200 (my best quote so far) of 4.7%. Not bad.

Although there are not the boiler cost savings of thermal, PV systems are "fit and forget" with few maintenance costs. And they save money when you are not at home - you can sell the excess generated back to the utility companies. Older electrical meters will actually turn backwards when you are not at home using electricity. How cool is that?

Because of this, bigger systems are possible with PV than thermal. PV is especially worthwhile if your roof is being replaced. There are now PV roof tiles and slates so if you have a builder already replacing your roof, the extra cost of using PV tiles is low.

Many fans of solar energy fit both systems, which together can easily generate 40% of total household energy. One wonders why the government is so keen on boosting nuclear energy again.

Such a project would cost near to £10,000 but the return would be the same as putting money in the bank. Jeremy Leggett, of Britain's leading PV supplier, Solar Century, argues that as energy prices are certain to rise further, savings will increase. "There is zero chance of energy prices coming down. This is one of the best investments you can make," he says. If they do fall, your return falls too. But then you can enjoy doing your bit for the environment and that, one might say, is priceless.

So is the solar market about to boom? The experts think so. Richard Cockayne of yourwelcome.co.uk, a retailer of energy-saving technology, says: "You have got to be from Mars if you don't see there is going to be massive growth."

Surging
New markets always reach a tipping point when production rises enough to lower costs sufficiently to raise demand. China accounts for 80% of the world thermal market with 65m square metres of panels on roofs. But China's high volumes and low costs mean a system costs only £200, a 10th of the price here.

As with PV, prices are very high now because of a shortage of silicon but that is likely to be overcome in the next few years. But demand is already surging, as the graph shows.

So why wait? The returns already justify the outlay and, if you are worried about global warming, this is a concrete step you can take with tried and tested technology. Just do it.

__________________________________________________________________
ABC (España): Greenpeace denuncia que las eléctricas españolas invierten cuatro veces más en gas que en energías limpias
ELENA D. DAPENA

MADRID. 

«Quién controla la energía en España» es el título del último informe presentado por Greenpeace. Tras analizar las seis principales empresas nacionales de electricidad -Endesa, Enel-Viesgo, Gas Natural, Hidrocantábrico, Iberdrola y Unión Fenosa, alfabéticamente-, su respuesta es clara: la controlan todas, pero no el Ejecutivo. Por ello, la asociación ha pedido al Gobierno que «tome el mando» de la energía.

La organización ecologista ha estudiado los flujos financieros en activos eléctricos de estas compañías durante el período 1998-2005, y según dicen el resultado desvela que su apuesta por el gas es un 400 por ciento más elevada que la realizada por las energías renovables. Ocho años después de la aprobación del protocolo de Kioto, el parque de generación de las eléctricas españolas en el mundo ha aumentado en 34.693 MW su capacidad de emisión de gases de efecto invernadero. Y eso, a pesar de que las centrales de «ciclo combinado» emiten menos CO2 que una térmica de carbón. El combinado consiste en utilizar, para generar energía eléctrica, vapor de agua, además del gas.

En esta línea crítica, la asociación aprovechó también para cargar contra la política de José Montilla y pedir al nuevo ministro de Industria, Joan Clos, que desarrolle su labor en las antípodas de cómo lo hizo su antecesor. Las acusaciones de Greenpeace a Montilla, que es el candidato a la presidencia de la Generalitat de Cataluña, son de todos los colores: «Ha dejado las energías renovables en situación de mucha más incertidumbre que antes de que llegase. Su plan de asignación regala derechos a las eléctricas. Ha apoyado de manera pública a la energía nuclear, lo cual es contrario a las promesas del PSOE de cerrar las centrales»... Y una petición al nuevo responsable de Industria: una ley de energías renovables. «Es necesaria -dijo Raquel Montón, responsable de la campaña de Energía y Cambio Climático de Greenpeace- para que despegue la energía solar en nuestro país y se asienten otras, como la eólica».

Marcha por las energías renovables

Según aseguró Montón, España emite un millón de toneladas de CO2 al día y, si se desarrollase el potencial que en energía renovable posee nuestro país, no sólo se podría colmar la demanda actual sino que, en 2050, se generaría más de 56 veces esa cantidad.

Para explicar todo esto a la sociedad, activistas de Greenpeace comienzan hoy una «marcha renovable» por todo el Cantábrico. Recorrerán -a caballo, a pie, en barco de vela, en carro, en piragua...- las centrales térmicas del norte. La excursión durará once días, en los que se visitará La Coruña, As Pontes, Lugo, Sarria, Ponferrada, Cubillos de Sil, Vallado, Cangas de Narcea, Soto de la Barca, Cornellana, Soto de Ribera, Oviedo, Gijón, San Vicente de la Barquera, Santurce, Bilbao y Pasajes.

____________________________________________________________________________
New York Times: Redesigning Crops to Harvest Fuel 

By ANDREW POLLACK

8.9.2006

More miles to the bushel. 

That is the new mission of crop scientists. In an era of $3-a-gallon gasoline and growing concern about global warming from fossil fuels, seed and biotechnology companies see a big new opportunity in developing corn and other crops tailored for use in ethanol and other biofuels. 

Syngenta, for instance, hopes in 2008 to begin selling a genetically engineered corn designed to help convert itself into ethanol. Each kernel of this self-processing corn contains an enzyme that must otherwise be added separately at the ethanol factory. 

Just last week, DuPont and Bunge announced that their existing joint venture to improve soybeans for food would also start designing beans for biodiesel fuel and other industrial uses. 

And Ceres, a plant genetics company in California, is at work on turning switch grass, a Prairie States native, into an energy crop.

“You could turn Oklahoma into an OPEC member by converting all its farmland to switch grass,” said Richard W. Hamilton, the Ceres chief executive. 

Developing energy crops could mean new applications of genetic engineering, which for years has been aimed at making plants resistant to insects and herbicides, but would now include altering their fundamental structure. One goal, for example, is to reduce the amount of lignin, a substance that gives plants the stiffness to stand upright but interferes with turning a plant’s cellulose into ethanol. 

Such prospects are starting to alarm some environmentalists, who worry that altered plants will cross-pollinate in the wild, resulting in forests that practically droop for want of lignin. And some oppose the notion of altering corn to feed the nation’s addiction to automobiles. 

“I don’t think people want extra enzymes in the food supply put there to better fit the crops for energy production,” said Margaret Mellon, director of the food and environment program at the Union of Concerned Scientists. 

But proponents of designer fuel crops argue that the risks are small compared with the threat of dependence on foreign oil. Some studies also suggest that ethanol use could help fight global warming because the crops that help produce ethanol absorb carbon dioxide. 

So far, much of the attention on bioenergy has focused on improving the chemical processes for turning crops into ethanol. But experts say that if biofuels are to make a significant dent in the nation’s petroleum consumption, the crops themselves must be improved to provide more energy from an acre. 

And new agricultural sources beyond corn must be developed, they say. Even if the nation’s entire corn crop were converted to ethanol production, it would replace only about 15 percent of petroleum use, according to an Energy Department report. 

“Half the improvement we make over the next 10 to 15 years will come from improving the feedstocks,” said Gerald A. Tuskan, a biofuel expert in the department, referring to the crops fed into the ethanol factories. 

Some of the work will not necessarily involve genetic engineering. Notably, Monsanto, the leader by far in crop biotechnology, says that its biofuel development will focus on conventional breeding, which it says is quicker. 

Monsanto has tested its existing corn varieties to determine which ones are better for ethanol production. Pioneer Hi-Bred International, the DuPont subsidiary that is Monsanto’s rival in the corn-seed business, is doing the same. 

The companies say that the designated varieties, which have higher fermentable starch content, can increase ethanol production 2 to 5 percent over other corn. And some factories are starting to request certain types of corn or to pay a premium for more desirable corn, said Pradip Das, head of crop analytics at Monsanto. 

Still, some ethanol factory operators say they do not really care which corn they get. The factories are so hungry that they take “pretty much all the commercial corn you can get your hands on,” said David Nelson, chairman of Midwest Grain Processors, which runs an ethanol plant in Lakota, Iowa.

William S. Niebur, vice president for crop genetics research and development at DuPont, said the demands of ethanol production would require extremely hardy corn. 

“The demand for this corn grain could be so dramatic,” he said, “that it would change farming practices.” Instead of rotating corn with other crops, he said, farmers would be pressed to grow corn year after year, which could strain the soil and allow the buildup of insects and disease. 

Many of the traits needed for energy corn — high yield as well as tolerance to disease, insects and drought — would also be desirable in corn used for human and animal food. That is not the case, though, with Syngenta’s enzyme corn, which would be specifically for energy production. 

Generally, the enzyme, known as amylase, is made in vats of bacteria. Ethanol manufacturers add the enzyme to corn to break down starch into sugar, which can be fermented into ethanol. 

To get corn to produce its own amylase, Syngenta inserted a gene borrowed from a type of microbe called archaea that live near hot-water vents on the floor of the ocean. 

The gene — actually a composite of three amylase genes — was developed with the help of Diversa, a San Diego company that specializes in finding chemicals in organisms that inhabit extreme environments. 

Diversa says that because its enzyme is derived from a heat-loving microbe, ethanol factories can operate at higher temperatures and under more acidic conditions, improving efficiency.

Some people in the biofuel industry question what the advantage is of having the enzyme in the corn rather than just buying the very similar amylase that Diversa is already selling. 

While Syngenta’s corn is meant for industrial use in the United States, it is almost inevitable that some of it will get into human and animal food supplies, including exports, because of cross-pollination or seed intermingling. That is what happened in 2000 with Aventis CropScience’s StarLink corn, which was approved only for animal use, yet ended up in human food, forcing recalls and disrupting exports.

To prevent such liability, Syngenta is seeking approval of the corn for human and animal food use, not only in the United States but in Europe, South Africa and elsewhere. Syngenta says the amylase enzyme is safe, noting that these enzymes are found in saliva. 

But Bill Freese of the Center for Food Safety, an advocacy group in Washington opposed to biotechnology crops, said that this particular amylase is from a little-studied exotic microbe and that some amylase induces allergy. 

The Agriculture Department has asked Syngenta for more information on its application.

Regardless of what is done to corn, some experts say that starch alone will not provide enough ethanol. The new frontier is to produce ethanol from cellulose, the fibrous material in all plants. Cellulose is made of complex carbohydrates that can be broken down by enzymes into simpler sugars for fermenting into ethanol. 

While some of the cellulose for biofuels could come from agricultural residue like corn stalks, there will probably be a need for other crops grown specifically for energy production — in particular, perennial plants like grasses that require far less energy-consuming irrigation and fertilization than crops like corn that have to be replanted each year. 

That is why Ceres, a privately owned supplier of genetics technology to Monsanto, sees a future in switch grass. The company’s greenhouses are filled with versions of tall, gangly grass plants, some developed by conventional breeding and some by genetic engineering. 

The grasses are meant to have higher yields, to withstand drought or to break down easily in the ethanol factory — “the energy crop that melts in your mouth, if you will,” Mr. Hamilton said. 

Ceres, based in Thousand Oaks, Calif., is not working with Monsanto on switch grass but is collaborating with the Samuel Roberts Noble Foundation in Ardmore, Okla., a leading research institute on forage grasses. Mr. Hamilton said the partners were already testing conventionally bred switch grass varieties that yield eight or nine tons of biomass an acre, compared with about five tons for typical switch grass. 

Mendel Biotechnology, based in Hayward, Calif., is looking more at miscanthus, a perennial grass native to China, where Mendel has set up an operation. 

The company said miscanthus could produce well over 20 tons an acre each year. “No planting, no fertilizing, no irrigation,” said its chief executive, Chris Somerville, who is also the director of plant biology at the Carnegie Institution and a Stanford University professor. “You can just cut it every year for 10 years.” 

Another cellulose candidate is poplar, which recently became the first tree to have its entire genome sequenced, an effort led by the Energy Department. 

At first, significantly higher-yielding cellulose sources can come from conventional breeding, experts say. But later, genetic engineering may be needed. That could raise concerns because trees and grasses live longer and spread more easily than currently engineered crops like corn and soybeans. 

And yet, energy crops may also be an opportunity for the industry to burnish its public image. 

“After all,” the journal Nature Biotechnology said in a recent editorial, “it’s difficult to oppose a technology that’s helping to save the planet.” 

___________________________________________________________________
The Independent (UK): World must wake up to the dangers of biofuels, head of Kew Gardens warns 
By Michael McCarthy

09 September 2006 

The world should wake up to the dangers of the mass production of biofuels, which are increasingly seen as a major solution to global warming, according to Professor Sir Peter Crane, director of the Royal Botanic Gardens, Kew. 

Extensive production of biofuel crops, such as oil palms, could destroy remaining areas of rainforest and bring about a new cycle of worldwide intensive agriculture involving vast applications of artificial fertilisers and pesticides, and requiring enormous water resources, said Professor Crane, who as the head of Kew Gardens is the world's leading plant scientist.

"There are big opportunities with biofuels, but there are big problems too," he said. "It's not a free lunch."

Professor Crane, 52, is retiring from Kew after seven very successful years to take up a chair at the University of Chicago, and gave his biofuels warning as part of a valedictory interview with The Independent.

It comes at a critical moment. The production of road transport fuels made from crops, which do not add to the greenhouse gases causing global warming, is now starting to take off around the globe, and is likely to grow vastly. It will be one of the main agricultural developments of the 21st century.

The attraction of biofuels in the fight against climate change is that they are "carbon neutral". Unlike the fossil fuels, oil, gas and coal, which when burnt add to the net amount of carbon dioxide in the atmosphere, the CO2 which biofuels produce when ignited has been absorbed from the atmosphere by the crops used to make them, and so the net atmospheric amount is not increased.

The best known biofuels are ethanol, a petrol substitute made from sugar cane, sugar beet or maize, widely used in Brazil and coming into use in many other countries, and biodiesel, which is made from oil palms, oilseed rape or recycled vegetable oil.

American output of ethanol from maize is now rising at 30 per cent a year; Germany is raising output of biodiesel by nearly 50 per cent a year and China has built the world's biggest ethanol plant. Britain jumped on to the biofuels bandwagon this year with an obligation on British petrol companies to blend a fixed proportion of biofuels with all the petrol and diesel that they sell on garage forecourts. But Sir Peter sounded a strongly cautionary note about the new developments. "If we're serious about biofuels, we're going to have to produce them in a much more sustainable way than intensive agriculture has given us in the past," he said.

He voiced a concern which has already been highlighted by some environmental groups - that mass expansion of biofuel production might lead to a new round of rainforest destruction, especially with crops such as oil palm. Oil palm needs warm humid conditions and is largely grown in south-east Asia on land from which rainforest has been cleared. "Expansion of oil palm production is going to have to be handled extremely carefully to ensure that it doesn't start to eat into the remaining pieces of rainforest that still exist," Professor Crane said.

He went on: "We're going to have to get biofuels off land that's already degraded, perhaps land that's not valuable for other purposes, for conservation or for agriculture. And we've got to do it without creating other problems with the kinds of inputs that in the past have gone into intensive agriculture."

It was possible that intensive biofuel production might involve too much nitrogen-based fertiliser, pesticides and herbicides, in order to get the desired level of production, he said, as well as taking up enormous amounts of scarce water in irrigation.

Sir Peter will be succeeded as director at Kew by Professor Stephen Hopper from the University of Western Australia. In his timeat the Royal Botanic Gardens he has been one of the leading figures in world plant conservation, and was a principal architect of the UN's Global Plant Conservation Strategy.

Under his direction, Kew has been leading the way in one of the strategy's first aims - to provide a working checklist of all the plants of the world. 
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___________________________________________________________________

Environmental News Service: EPA Proposes Industry-backed Changes to Clean Air Program
8.9.2006

WASHINGTON, DC, September 8, 2006 (ENS) - The Bush administration has proposed industry-friendly revisions to air regulations that force power plants, oil refineries and other industrial facilities to install modern air pollution controls when they expand operations. The administration said the proposal would accelerate investments in cleaner, energy-saving technologies, but environmentalists contend it would lead to more pollution. 

The proposal targets three specific areas of the Clean Air Act's New Source Review program, which was enacted in 1977 to require owners of older industrial facilities to modernize pollution controls when they make modifications that result in increased emissions. 

One revision addresses a type of medication known as a "debottlenecking" project. The U.S. Environmental Protection Agency (EPA) said the term applies when a plant operator modifies a portion of a facility in a way that increases production elsewhere in the facility. The proposal would allow the unchanged portions of the facility to ignore the requirements of the New Source Review program. 

The second change involves a clarification to how the program applies when multiple projects are implemented at a facility - known as "aggregation." The proposal would allow related projects to be treated as one if they are dependent on each other. 

According to the EPA, both aggregation and debottlenecking have been implemented through agency guidance on a case-by-case basis in the past. 

The third change would revise the formula used by industry to determine if its actions require the installation of modern pollution controls under the New Source Review program. This calculation is known as "project netting" - the primary change would allow industry to avoid a complex analysis if it finds the net effect of a project does not cause a significant increase in emissions. 

Agency officials did not comment on the proposal, but the announcement by EPA said the changes would not cause any increase in pollution and would help reduce energy costs. 

"Existing permit limits on emissions would not be affected, and the proposed changes would encourage investments in refining capacity, improve industries' efficiency and reduce demand for natural gas," EPA said. "The improvements would also lower energy costs to households and consumers." 

The agency plans to finalize the regulations by May 2007. 

Bob Slaughter, president of the National Petrochemicals and Refiners Association said the proposed rules would "provide additional certainty to oil refiners, petrochemical manufacturers and many other key industries as they modify facilities to meet increased demand for their products in a growing American economy." 

Furthermore, the proposals will help the industry respond to calls for increased refining capacity, Slaughter said. 

Environmentalists are unconvinced and say the revisions are the continuation of a broad effort by the Bush administration to weaken the New Source Review program. 

"All of these are different ways to enable companies to avoid going through the New Source Review program and installing modern pollution controls," said Frank O'Donnell, president of Clean Air Watch. "And it is very telling that the agency would slip this thing out on a Friday to minimize media scrutiny." 

According to EPA, the proposed changes are the final set of revisions the agency recommended in 2002 to clarify the New Source Review program, which has long been a thorn in industry's side. 

Even environmentalists acknowledge that the program can be cumbersome, but the Bush administration's revisions have been widely criticized by a variety of stakeholders bar industry and most of its efforts have been rejected in court. 

Last month EPA sent a proposed rule to the Office of Management and Budget for review that would change how it measures emissions from coal-fired power plants under the New Source Review program. The proposal, which is strongly supported by industry, would shift emissions measurements that are used to determine compliance with the program from the current annual basis to an hourly basis. 

The proposal is, however, at odds with the position the EPA has taken in a Supreme Court case involving the New Source Review program. A case brought against Duke Energy by EPA in 2000 alleged the utility had modified operations and increased yearly emissions without adding new pollution controls. 

Duke Energy argued that its hourly emissions had not increased and therefore new controls were not needed - the U.S. Circuit Court of Appeals for the 4th Circuit upheld a lower court ruling that sided with the utility. Environmental groups, who had joined EPA in the case, Defense appealed the decision. The Supreme Court will consider the case this fall.

__________________________________________________________________________

Le Monde: Arrêt d'urgence d'un réacteur nucléaire en Norvège

09.09.06 
Un réacteur nucléaire, utilisé à des fins de recherche et situé à 25 kilomètres d'Oslo, a été arrêté d'urgence dans la nuit du vendredi 8 au samedi 9 septembre, des niveaux élevés de radioactivité y ayant été détectés. Ces niveaux anormaux de radioactivité ont été constatés à l'intérieur du réacteur, mais pas à l'extérieur du bâtiment l'abritant. 

"Vers 3 heures cette nuit, l'alarme du réacteur de l'Institut technique d'énergie, à Kjeller, s'est déclenchée. Le réacteur a immédiatement été éteint. Aucune radioactivité au-dessus des valeurs normales n'a été mesurée en dehors" du bâtiment, a indiqué l'Agence norvégienne de protection de la radiation dans un communiqué.

"La situation est sous contrôle, le réacteur a été fermé et toutes les mesures d'urgence ont été prises. Ce que nous faisons maintenant est (...) d'essayer de procéder à d'autres mesures autour, pour s'assurer qu'aucune fuite n'a eu lieu", a-t-elle précisé, ajoutant que "jusqu'à présent, aucune fuite en dehors de l'endiguement n'a été détectée".

Un responsable de l'Agence, Ingar Amundsen, a dit qu'il était encore trop tôt pour pouvoir fournir les causes de l'incident, considérant qu'il pourrait s'agir "d'une fuite au niveau de la gaine métallique contenant le combustible nucléaire". "
Des prélèvements de l'eau dans le réacteur vont être analysés et les résultats pourraient être connus au cours de la journée. Aucune évacuation de population dans les environs du réacteur n'a eu lieu et personne ne se trouvait à l'intérieur du bâtiment lorsque l'alarme s'est déclenchée.
___________________________________________________________________________

BBC/The Green Room: World's most wanted: climate change 

John Ashton

 8.9.2006
Human-induced climate change must be treated as an immediate threat to national security and prosperity, says John Ashton, the UK's climate change envoy. He argues that we must secure a stable climate whatever the cost, as failure to do so will cost far more. 
The first priority of any government is to provide the conditions necessary for security and prosperity in return for the taxes that citizens pay. 

Climate change is potentially the most serious threat there has ever been to this most fundamental of social contracts. 

On 28 August 2005, New Orleans was a prosperous, stable and relatively harmonious city. By the next evening, most of its population had been driven from their homes and lacked access to electricity, food, fresh water and medical services. 

Within a week, gunmen roamed the streets as law and order broke down; simmering racial and political tensions exploded as the buck for dealing with the catastrophe - as well as preventing it - was hurled about. For months, neighbouring cities and states were inundated with refugees as the political and racial stresses spilled across the country. New Orleans is unlikely ever fully to recover. 

Hurricane Katrina hit a city in the world's richest nation. If anywhere should have been resilient enough to deal with the force of nature, it was the United States. 

The economic and security impacts of extreme climatic events in more vulnerable regions, such as Africa and South Asia, or more strategically important regions, like the Middle East, will be more dramatic. 

We can see this already in Africa. A major contributing factor to the conflict in Darfur has been a shift in rainfall that has put nomadic herders and settled pastoralists into conflict with each other. 

Economic threat 
Conflict always has multiple causes, but a changing climate amplifies all the other factors. Katrina and Darfur illustrate how an unstable climate will make it harder to deliver security unless we act more effectively now to neutralise the threat. 

Our prosperity is also at stake. Europe's economic health increasingly depends on a thriving Chinese economy. Should China falter as we progress through this century, European pension funds would struggle to earn the returns necessary to pay our pensions. As Europe's population ages, the drag on our economies would be immense. 

China's economy is one of the most vulnerable to a changing climate. China is already planning to divert water hundreds of kilometres from the south, where it is currently abundant, to the arid but populous north, in order to maintain economic stability. But that plan will fail if the Himalayan glaciers that feed China's southern rivers continue to melt at an accelerating rate because of a rising temperature. 

Last week, Professor John Holdren, the newly elected president of the American Association for the Advancement of Science and a distinguished scientist not noted for sensational pronouncements, told the BBC: "We are not talking any more about what climate models say might happen in the future. We are experiencing dangerous human disruption of the global climate and we are going to experience more." 

What this means is that we need to treat climate change not as a long-term threat to our environment but as an immediate threat to our security and prosperity. 

We need to see a stable climate as a public good without which it will become increasingly difficult to deliver the other public goods that citizens rightly expect from those who govern them. 

We need to see the pursuit of a stable climate as an imperative to be secured whatever it costs through the urgent construction of a low carbon global economy, because the cost of not securing it will be far greater. 

Hard talking 
This poses a challenge. Governments have traditionally invested in instruments of hard power as a backstop against the consequences of political and diplomatic failure. 

But there is no hard power option either for mitigating climate change or for dealing with its direct impacts. You cannot use military force to make everyone else on the planet reduce their carbon emissions. No weapon system can halt the advance of a hurricane bearing down on a city, or stem the rising sea, or stop the glaciers melting. 

If we want to achieve climate security, governments will need to invest more resources in the emerging techniques of soft power. There is no backstop: the politics and diplomacy have to work. 

Governments will need, as a matter of security, to build the avenues of trust and opportunity that will divert investment from high carbon to low carbon infrastructure. 

They will need to negotiate the agreements that will enable us to do that cost-effectively and without divisive market distortions. They will need to design and mobilise coalitions of mutual interest across sectoral and cultural boundaries to transform the way we supply and consume energy, achieve mobility, and use land. 

And they will need to do all of this very fast. It is now becoming increasingly clear that it is what we do in the next 15 years that matters most. 

The technologies to avoid an even more unstable climate are already available. Deploying them rapidly is well within what we can afford. What is needed is an investment internationally of political imagination backed up by public resources on the scale that publics routinely expect for the more traditional aspects of national security. 

But, as scientists like John Holdren are warning with mounting urgency, the window of opportunity is rapidly closing. 

If we fail to see this threat to security very soon for what it is and make our dispositions accordingly, we will end up paying far more and experiencing more insecurity. 

John Ashton is the UK foreign secretary's special representative for climate change and a visiting professor at Imperial College London. This article reflects his personal views 
The Green Room is a series of opinion pieces on environmental issues running weekly on the BBC News website 
_________________________________________________________________________

Independent  (South Africa): Scientists solve an El Niño riddle 

By Padma Tata and Christina Scott
11.9.2006

New Delhi - Scientists at the Indian Institute of Tropical Meteorology, working with colleagues in America, have solved a riddle relating to the notorious El Niño weather shifts - those unusually warm waters in the southern Pacific Ocean that can dramatically change the world's atmosphere
every couple of years. 

The work done by the researchers explains why some El Niño events cause the Indian monsoon rains to fail while others do not.

A report on the Science and Development Network website (www.scidev.net) says this research may lead to more accurate forecasts of drought in the world's biggest democracy, whose economy is heavily dependent on agriculture.

The extremes of weather associated with El Niño are caused by the periodic warming of the surface of the Pacific Ocean off the west coast of South America, altering weather patterns around the globe.

Severe droughts in India have always occurred in El Niño years, according to K Krishna Kumar of the Indian Institute of Tropical Meteorology in Pune and Balaji Rajagopalan of the University of Colorado in the USA.

Yet not every El Niño causes monsoon failure and drought - a mystery that researchers have been struggling to crack.

Accurate monsoon prediction is crucial to India's economy: nearly one-fifth of the country's gross domestic product comes from agriculture. Even moderate crop failures have severe economic and societal impacts.

Research published online by the prestigious journal Science shows that the monsoon failure in India depends on whether the surface of the equatorial Pacific Ocean is warmest in the east, along Latin America, or closer to the centre.

Researchers such as Martin Hoerling and Gary Bates of the National Oceanic and Atmospheric Administration (NOAA) Earth System Research Laboratory in the United States say India is more prone to drought when the warm Pacific temperatures typical of El Niño extend westwards into the central Pacific Ocean.

The team analysed 23 strong El Niño years and their links to 13 droughts and 10 drought-free years in India, using over 130 years of historical data of rainfall over central India as well as satellite observations of sea surface temperatures provided by co-author Mark Cane of the Lamont-Doherty Earth Observatory at Columbia University in the USA.

Having found that drought was associated with warm water in the central Pacific, they used computer models to mimic the patterns, which confirmed
their findings.

The researchers suggest that the "two flavours of El Niño" might affect the Indian monsoon differently through the tropical Walker circulation - an east-west wind over the Pacific.

The scientists say their research does not rule out the possibility that other factors, such as Indian Ocean temperatures, also play a role.

And changes in ocean temperatures brought about by human-induced climate change, which is triggering global warming of the atmosphere, could also
affect the intensity of the Indian monsoon, they add.

  Meanwhile, research into climate change in Africa - expected to suffer severely from global warming, even though it is one of the smallest contributors to the crisis - is proceeding. 

South Africa's largest science funding organisation, the National Research Foundation, has issued a call for proposals from local scientists interested in working with colleagues in Norway regarding core earth observation plans for the South African Environmental Observatory Network. 

The closing date is October 12, 2006, and
more information can be found on the National Research Foundation website, www.nrf.ac.za.

In addition, the National Research Foundation will also be exhibiting at the free International Science, Engineering and Technology Exhibition in South Africa, online at www.insitex.co.za, which takes place in Johannesburg at the Sandton Convention Centre from September 24 to 27.

Also, the Environmental Long-Term Observatories of Southern Africa (ELTOSA), a network of southern African countries embarking on time-series environmental research and monitoring programmes, is providing decades' worth of climate change research.

_____________________________________________________________________________

Associated Press: U.N. General Assembly calls for U.N. to assist in preventing environmental damage from fires in Nagorno-Karabakh  

8.9.2006
UNITED NATIONS The U.N. General Assembly adopted a resolution calling for the U.N. to urgently assist in preventing environmental damage from fires in the disputed territory of Nagorno-Karabakh.

Armenia disassociated itself from the resolution, which was approved Thursday without a vote, and expressed concern at its title, "the situation in the occupied territories of Azerbaijan."

The mountainous territory in Azerbaijan has been controlled — along with some surrounding areas — by Karabakh and Armenian forces since 1994. Nagorno-Karabakh has been governed by a shaky cease-fire that in 1994 ended a six-year separatist war.

The resolution stressed "the necessity to urgently conduct an environmental operation to suppress the fires." It took note of the Organization for Security and Cooperation in Europe's intention to organize a mission to the region to assess the short-term and long-term impact of the fires.

Nagorno-Karabakh is inside Azerbaijan, but is populated mostly by ethnic Armenians, who have run it and seven contiguous districts since the 1994 truce. Sporadic border clashes regularly break out and the unresolved conflict has held up development in the strategic region.

Azerbaijan's U.N. Ambassador Yashar Aliyev introduced the draft resolution, saying that in early June Azerbaijan registered massive fires in the eastern part of the territory occupied by Armenia, and by August the fire had damaged more than 600 square kilometers.

After the vote, he thanked everyone who supported the resolution, expressing dismay that Armenia disassociated itself from the text which had been negotiated with its diplomats over 48 hours. As a minimum, he said, it was "honest and appropriate."

Armenia's U.N. Ambassador Armen Martirosyan said that although he supported the content of the resolution, he had serious problems with its title and opposed bringing any Nagorno-Karabakh issue to the United Nations.

U.S. deputy ambassador Alejandro Wolff, speaking on behalf of the OSCE group dealing with the Nagorno-Karabakh issue — the U.S., France and Russia — said the three countries remain committed to promoting a peaceful, negotiated solution to the conflict between Armenia and Azerbaijan.

_________________________________________________________________________

Le Figaro: La Camargue déclare la guerre aux moustiques 

Aliette de Broqua .

09 septembre 2006

L'invasion par une espèce très agressive oblige les collectivités locales à agir dans le parc naturel. 
 

LES MOUSTIQUES ne sont plus les bienvenus en Camargue. Longtemps à l'abri des insecticides dans le parc naturel régional, les diptères suceurs de sang vont désormais en être éliminés. Mandatée par le conseil général des Bouches-du-Rhône, l'Entente interdépartementale pour la démoustication du littoral méditerranéen (EID) qui extermine ces insectes indésirables de la frontière espagnole jusqu'aux portes de la Camargue, vient en effet de lancer une expérimentation. Si elle est concluante, elle sera étendue à l'ensemble de la réserve naturelle. Pour l'heure, le territoire concerné s'étend de Port-Saint-Louis-du-Rhône à Salins-de-Giraud, à l'embouchure du fleuve, sur 2 300 hectares répertoriés comme zones de gîte des larves de l'Aedes caspius. Il s'agit de l'espèce la plus agressive parmi la quarantaine observées dans la région.

 

«On ne pouvait plus vivre normalement»

 

Cela faisait des années que les habitants et les professionnels du tourisme se plaignaient en vain. «Aujourd'hui, les Camarguais ou les Arlésiens réclament une démoustication raisonnée», note Michel Vauzelle, président du conseil régional de Provence-Alpes-Côte d'Azur.

 

L'arrivée en 2001 du West Nile virus, la peur du chikungunya, pourtant largement infondée, et surtout la spectaculaire infestation de septembre 2005 ont changé la donne. «Je ne suis habituellement pas sensible aux moustiques, mais, l'an dernier, ça a été absolument insupportable», dit Richard Chapuy, garde-chasse à Port-Saint-Louis-du-Rhône. 

 

«On ne pouvait plus vivre normalement. Dès qu'on sortait, on était recouvert de centaines de moustiques. Alors on restait le plus possible à l'intérieur», raconte une autre habitante de cette bourgade.

 

Les techniciens doivent intervenir dans les 48 heures

 

L'EID est sur le pied de guerre. Elle a recruté de nouvelles équipes et arpenté ce territoire pour le cartographier mètre par mètre. «Dans cette zone humide, la végétation ne pousse pas au hasard et les moustiques ne pondent pas n'importe où», souligne Olivier Bardin, chef du projet démoustication de la Camargue à l'EID. En fait, les moustiques pondent sur des sols inondables et les oeufs éclosent quand ils sont recouverts d'eau. Dès qu'il pleut ou que les sols sont inondés, les techniciens de l'EID doivent agir dans les 48 heures pour éradiquer les larves. Hier, ils sont intervenus chez un agri culteur qui avait mis en eau une parcelle.

 

Ils combattent le fléau avec le seul insecticide bio, le BTI (Bacillus thuringiensis israelensis), une bactérie qui perfore le système digestif des larves qui l'ingèrent. Ils l'épandent à l'aide de trois petits avions jaunes, une chenillette amphibie et de véhicules 4 X 4 équipés de citernes et de pulvérisateurs. Le programme coûtera 4 millions d'euros aux collectivités locales car l'État a refusé de participer.

________________________________________________________________________

New York Times In the West, a Water Fight Over Quality, Not Quantity 

By JIM ROBBINS

10.9.2006

MILES CITY, Mont. — It is a strange fight, Montana ranchers say. Raising cattle here in the parched American outback of eastern Montana and Wyoming has always been a battle to find enough water. 

Now there is more than enough water, but the wrong kind, they say, and they are fighting to keep it out of the river.

Mark Fix is a family rancher whose cattle operation depends on water from the Tongue River. Mr. Fix diverts about 2,000 gallons per minute of clear water in the summer to transform a dry river bottom into several emerald green fields of alfalfa, an oasis on dry rangeland. Three crops of hay each year enable him to cut it, bale it and feed it to his cattle during the long winter.

“Water means a guaranteed hay crop,” Mr. Fix said.

But the search for a type of natural gas called coal bed methane has come to this part of the world in a big way. The gas is found in subterranean coal, and companies are pumping water out of the coal and stripping the gas mixed with it. Once the gas is out, the huge volumes of water become waste in a region that gets less than 12 inches of rain a year.

In some cases, the water has benefited ranchers, who use it to water their livestock. But there is far more than cows can drink, and it needs to be dumped. 

The companies have been pumping the wastewater into drainages that flow into the Tongue River, as well as two other small rivers that flow north into Montana, the Powder and Little Powder Rivers. Ranchers say the water contains high levels of sodium and if it is spread on a field, it can destroy the ability to grow anything. 

“It makes the soil impervious,” said Gov. Brian Schweitzer, who is a soil scientist. “It changes it from a living, breathing thing into concrete.” 

Ranchers like Mr. Fix say sodium in the water could render their hayfields unusable and drive them out of business.

The companies say that sodium is not the problem ranchers have made it out to be and that the Montana environmental standards cannot be met without great difficulty. They have filed suit in federal and Montana court to overturn the regulations. 

The fight pits Montana against Wyoming. Wyoming has thrown the door open to coal bed methane producers, with 20,000 wells in the basin. Wyoming says its water quality standards, while different from those in Montana, are more reasonable and still protect water quality.

“Montana doesn’t need to be concerned,” said John Wagner, administrator of the Wyoming Water Quality Division. “We have real tough limits put on these discharges.” 

The energy companies agree with Wyoming.

“There has been no documented impact to these drainages,” said David Searle, manager of governmental affairs for Marathon Oil, one of the companies that has methane wells in the region and is a party to the lawsuit. Montana’s regulations “are an overreaction and they are unnecessary,” Mr. Searle said. In some cases, he said, the standards are lower than background, or natural levels. 

But Jill Morrison, a community organizer for the Powder River Basin Resource Council, a coalition of ranchers and environmentalists that has battled coal bed methane in Wyoming and has entered the lawsuit on Montana’s side, said ranchers should be worried. 

“Wyoming wants to think it is doing a good job, but that’s laughable,” Ms. Morrison said. “You can see the changes in the vegetation and the salt deposits in the soil,” when ranchers try to use wastewater.

She also said that the huge volume of water alone could be a problem. Some riparian areas have adapted to natural ephemeral flows. But coal bed methane discharges flood the normally dry streambeds year round, and have eliminated native grasses. Too much water, she said, has killed 100-year-old cottonwood and box elder trees. 

The problem has led to tension between two Democratic governors who are usually on friendlier terms. Last spring Gov. Dave Freudenthal of Wyoming asked the federal environmental protection administrator to appoint a mediator to settle the dispute. Governor Schweitzer chastised him, saying “nobody likes a tattletale to the teacher.” 

But producers in Wyoming are clearly worried new wells will stymie a growth industry. 

“It will have an impact on some projects, there’s no doubt,” Mr. Searle said.

Governor Freudenthal said the impact on development in his state could be serious. 

The problem, Governor Schweitzer said, is aggravated by Wyoming’s refusal to release water into Montana to water rights holders that are senior to some in Wyoming, because that state interprets a 1950 water compact differently. 

Governor Schweitzer vowed to defend vigorously the state’s right to set environmental standards. Coal bed methane water needs to be treated before it is released, or reinjected into the ground in Wyoming, he said, something producers say is too expensive. He is not persuaded.

“The country needs coal bed methane,” he said. “But they can’t come in and destroy an industry, the cattle industry, that’s been in the family for 100 years. These people aren’t getting rich, they’re just making a living.”

__________________________________________________________________________

El Comercio (Peru): No se permitirán vuelos sobre Machu Picchu 

7.9.2006

Gracias a un acuerdo conjunto entre Ministerio de Transportes y Comunicaciones (MTC), el Instituto Nacional de Cultura (INC) y el Instituto de Recursos Naturales (Inrena) el área de la ciudadela de Machu Picchu, en Cusco, fue declarada como zona prohibida. De esta manera quedó restringido el uso de su espacio aéreo.

Debido a esto, la resolución de la Dirección General de Aeronáutica Civil (DGAC), que daba acceso a la empresa Helicusco sería revocada ya que en la misma autorización administrativa, el artículo 6 señala que las operaciones de vuelo de cualquier compañía de transporte aérea por las zonas aéreas consideradas como área natural protegida, están condicionadas a la opinión favorable del Inrena y el INC.

Así, a pedido del viceministro de Transportes, Sergio Bravo, los representantes del MTC, el INC y del Inrena, acordaron incorporar -desde ahora- dentro de los requisitos para obtener la Certificación de Operación de la DGAC, la declaración que señala como zona prohibida el área de la ciudadela de Machu Picchu.

Además, se confirmó la coordinación junto al INC y el Inrena para establecer las coordenadas que delimiten el área protegida. _____________________________________________________________________________
Libération: Polémique sur la mort de deux loups en Isère

Par Sylvie Briet

8.9.2006
Alors que deux loups ont été abattus jeudi soir en Isère, les réactions ne se sont pas fait attendre pour condamner cette action. 
Le 22 août, le préfet de l'Isère avait pris un arrêté autorisant à tuer un loup dans le massif de Belledonne, au dessus d'Allevard. Des troupeaux y avaient subi plusieurs attaques et 21 moutons avaient été tués. 

Or selon le directeur départemental de l'Agriculture et de la forêt de l'Isère, Yves Tachker, il y avait sept bergers ou aide-bergers pour protéger ce troupeau et l'éleveur avait donc pris des mesures sérieuses de protection. France Nature Environnement juge les conditions dans lesquelles les deux loups -un mâle et une femelle- ont été abattus «scandaleuses»: «cet alpage va t il se transformer en puits à loups? Le compte à rebours des loups isérois est il commencé?» 

L'association Ferus dénonce également cet abattage qualifiée de «grosse bavure de l'Etat» et demande «qu'aucun tir ne soit plus autorisé dans le département de l'Isère pour au moins trois ans». L'association porte plainte contre l'ONCFS (office national de la chasse et de la faune sauvage) pour «destruction illégale d'espèce protégée.»

Le tir d'un maximum de six loups dans neuf départements du sud-est de la France avait été autorisé par un arrêté des ministres de l'Agriculture et de l'Ecologie. Selon un bilan de la FDSEA de l'Isère, le loup a tué 3655 bêtes dans les Alpes française en 2005 contre 2785 en 2004.

__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
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UN or UNEP in the news

Clean-up campaign involves public 

The Jakarta Post, Jakarta

-----------------------------------------------

Fighting global warming and environmental problems are jobs often left to politicians and activist groups. But non-governmental organization Clean Up Community wants to encourage everyone to take part in saving the planet.

The NGO doesn't want you to donate millions of dollars (although that would be nice) or even need you to join any official organization. They just want you to stop throwing your garbage on the street. 

Clean up Community, the local chapter of the international Clean Up the World program, on Thursday launched a week-long campaign to encourage public participation in cleaning up and conserving the environment. 

"The highlight of the campaign will be September 17, when the community, together with 200 volunteers, will clean up the area around Senayan and the National Monument," Indonesia Clean Up The World project officer Elizabeth "Ega" Goenawan Ananto told reporters on Thursday. 

She said she expected more than 1,000 people to take part in the clean-up. 

"Each person will be provided with a one-and-a-half-meter-square sack to collect trash in his or her spot," Ega said. "Our purpose is to unite Jakartans in a simple activity benefiting the environment." 

She said the event was being held to raise people's awareness of environmental issues. 

"We are starting it with one small thing: cleaning up your own place," she said, adding that similar event would take place in Bandung, West Java, on Sept. 16. 

The group will also plant 10,000 seedlings on 5 hectares of environmentally critical land in Bekasi and 1,000 others in Bandung. 

Even though Clean Up Community has been working in Jakarta for 13 years, the city administration has not been supportive, Ega says. 

"Their response is always along the lines of 'what do I get in return if I help you?' when I send a proposal," Ega said, adding that these days she preferred to speak to the public directly without involving the authorities. 

Last year, the group managed to recruit 24,376 volunteers from 25 organizations and collected 25 tons of garbage from across Indonesia during the clean up campaign. This is less, however, than 2003's 43,248 volunteers and 36 tons of garbage. The campaign was not run in 2004 because of the national elections. 

"In 2008, we hope we will be able to work wit the government after getting additional support from the United Nations Environmental Program (UNEP)," Ega said. 

This year, the campaign is aligned with UNEP's International Year of Deserts and Desertification 2006 program. 

Since its first campaign in 1993, more than 40 million volunteers in more than 100 countries have taken part. 

Ega said that the campaign in Indonesia would stop with the clean-up day in September. She said the group planned to hold smaller-scale activities promoting waste reduction, reuse and recycling programs. (09) 

http://www.thejakartapost.com/detailcity.asp?fileid=20060909.C03&irec=2 

Clean up the world, starting with Chch's back yard

Scoop Independent News, Friday, 8 September 2006, 5:25 pm, Press Release: Christchurch City Council

Media Release 8 September 2005

-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Clean up the world, starting with Christchurch’s back yard

Clean Up The World, a global event where volunteers clear rubbish from a part of the community, runs next week from Monday, 11 September until Sunday, 17 September.

The Christchurch City Council has taken registrations from almost 4000 people for this year’s event, which has a coastal theme.

The Council supplies groups with rubbish bags, rubber gloves and transfer station passes for their cleanup. Full rubbish bags will be collected from above the high tide line next to a walkways or rubbish bins by Council Rangers on each day of the event.

Clean Up the World, now in its 14th year, is held in conjunction with the United Nations Environment Programme, mobilises over 35 million volunteers from more than 110 countries annually, which makes it one of the largest community-based environmental campaigns in the world.

Those wishing to register to take part in the cleanup efforts, now need to call 941 6487.

http://www.scoop.co.nz/stories/AK0609/S00065.htm 

World Bank to extend $800 mln to Vietnam 

 Thanh Nien Daily, Vietnam, 10 September 2006

--------------------------------------------------------------------  

The World Bank said Saturday it was extending US$800 million per year to Vietnam over the next five years but warned it could withdraw millions of dollars worth of assistance if its funds were misused.  

World Bank managing director Juan José Daboub said the Southeast Asian nation had to speed up its reform process, while creating a "level of predictability" for foreign investment. 

"Vietnam has been remarkably successful," said Daboub. "There is a sense of urgency to move the reform process faster...The major challenge ahead is reducing the bottlenecks affecting the country." 

Vietnam's Communist Party has toughed its stance on corruption in recent years with dozens of high-ranking officials being sacked or jailed for graft. 

The World Bank funds would be used to finance infrastructure projects, environmental protection and ensuring the marginalized do not get left behind in its growth drive, Daboub said. It has grown at least seven percent for each of the past five years, and is in a frenzy to reform its economy. 

The lending institution's country director Klaus Rohland said it had extended around US$130 million to Vietnam's Transport Ministry's infrastructure division known as Project Management Unit 18, or PMU 18. 

The unit's head, Bui Tien Dung, was arrested in January for allegedly siphoning off millions of dollars from projects to pay off gambling debts on European soccer matches and to buy luxury cars. 

Rohland said it was not clear yet whether any World Bank funds were misappropriated. 

Daboub, who assumed his post in July, said the bank "doesn't impose any recipes" for its money used in a country, but constantly seeks to ensure nothing goes to misuse. 

"What we are jealous about is that the resources we provide are put to good use," Daboub said at a press conference. "We are not an entity that can provide judgment, but in terms of resources the bank can go from asking for repayment to a suspension of projects." Source: AP

http://www.thanhniennews.com/politics/?catid=1&newsid=19872 

Children to meet in Norway in 2008

TheStar.com.my, By CHARLES FERNANDEZ, 7 September 2006

---------------------------------------------------------------------------------

THE United Nations Environment Programme (UNEP) 2006 Tunza International Children’s Conference moves on to Stavenger, Norway in 2008 after a successful five-day conference held at the Marriott Putrajaya. 

Tunza in Kiswahili, a language used in East Africa, which means, “to nurture with care and devotion” is a conference adopted by the United Nations Conference on Environment and Development which states that children’s opinions should be incorporated in decisions regarding the environment. 

Through this conference, which is held once in two years, thousands of children between the ages of 10 and 14 years have exchanged knowledge and ideas and shared experiences on the environment. 

During the conference here which ended on Aug 30, children from 58 countries addressed their concern for the environment together with 54 Malaysian children. 

They all have environmental issues they face in their countries and for the Malaysian children; this was great opportunity to learn from others on how to handle such issues. 

The theme for this year was “Save a Tree, Save our Lungs” and it was chosen because Malaysia and South East Asia in general has some of the world’s most important areas of tropical forest. 

“Many of these tree species here have not been catalogued, let alone studied for their potential benefit to mankind and they are disappearing at an alarming rate,’’ said UNEP communications and public information director Eric Falt. 

Falt said he was happy to note that children who helped to organise this Tunza conference under a Junior Board committee have chosen to highlight the issue of forest conservation. 

The Junior Board consists of 12 members elected from different member countries who will serve for a term of two years and work on a common theme and prepare for the Tunza conference by communicating through the web. 

 “The objective of Tunza is to foster a new generation of qualified and enthusiastic environmental leaders and by qualifying to join in this conference, they have already demonstrated that they care and are prepared to act to save the environment for the benefit of the future generation. It is an exciting programme that can be replicated in many parts of the world,’’ added Falt. 

Chairperson of the Malaysian Organising Committee and head of Yayasan Anak Warisan Alam (YAWA), Khadijah Abdul Rahman said Malaysian children would have the opportunity to learn how other countries cope with issues like the haze that we experience year after year. 

“In addition, the children will have an opportunity to listen to several presentations from other member countries on issues that they face,’’ added Khadijah. 

Malaysian Junior Board member Hana Shazwin Azizan, 14, said everyone has a voice regardless of his or her age and it is society that decides whose voice gets to be heard. 

“This conference is important because it is telling us that children too have a voice and they want to be heard,’’ added Hana. 

Hana, a member of the outgoing Junior Board said as children, society assumes that they are young and they don’t understand anything they say and the Tunza conference is the right platform where they can shout loud and clear on environmental issues. \ http://thestar.com.my/news/story.asp?file=/2006/9/8/central/15341957&sec=central 

Montreal Protocol on Ozone-Depleting Substances effective, but work still unfinished, says Secretary-General in message for International Day

Department of Public Information • News and Media Division • New York 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Following is the message by UN Secretary-General Kofi Annan on the International Day for the Preservation of the Ozone Layer, 16 September:

The Montreal Protocol on Substances that Deplete the Ozone Layer is effective and working.  Since the entry into force of this multilateral environmental agreement, there has been tremendous progress in global efforts to repair the ozone layer.  As a consequence, there are now early signs that we are on the road to recovery of this precious life-support system.

In the latest of a series of scientific assessments conducted under the auspices of the World Meteorological Organisation (WMO) and the United Nations Environment Programme (UNEP), more than 300 scientists from 34 countries of the developed and developing world have found clear evidence of a decrease in the abundance of ozone-depleting substances in the lower atmosphere, as well as indications that their destructive impact in the stratosphere has also started to decline.

Improved chemistry-climate modelling used in the assessments has given us a more accurate estimate of the expected dates for total ozone layer recovery.  In the mid-latitudes and the Arctic, recovery is now anticipated around 2049, five years later than was previously estimated.  In Antarctica, recovery is expected by about 2065, 15 years later than the previous estimate.

The assessment’s findings are solid evidence that the international community has delivered on its promises.  As noted by the eminent scientists in the assessment report, however, failure to comply with the Protocol would delay or could even prevent recovery of the ozone layer.  I, therefore, urge all countries to reaffirm their commitment to implementation.  The work is still unfinished, and it is only through persistent dedication over the course of this century that our generation and future generations will realize the benefits of full ozone layer recovery.

The theme of this year’s observance, “Protect the Ozone Layer:  Save Life on Earth”,invites the international community to build on its achievements to date by accelerating the phase-out of ozone depleting substances.  I appeal to Governments, in partnership with industry, non-governmental organizations and citizens all over the world, to celebrate this year’s International Day for the Preservation of the Ozone Layer by promoting activities that will continue to sustain public and political awareness until the task is fully accomplished.

http://www.un.org/News/Press/docs/2006/sgsm10620.doc.htm 

General Environment News

Wen puts forward eight-point proposal on new Asia-Europe ties

Xinhua, China, 2006-09-11 07:39:16  

---------------------------------------------------------------------------------

 Special report: Premier Wen visits Asia, Europe 

    HELSINKI, Sept. 10 (Xinhua) -- Chinese Premier Wen Jiabao, in a keynote speech delivered at the sixth summit of the Asia-Europe Meeting (ASEM) here on Sunday, put forward an eight-point proposal aimed at further developing new Asia-Europe relations. 

    The proposal was raised to "consolidate and further develop the new Asia-Europe partnership in the interest of global peace and prosperity," Wen told the two-day sixth ASEM summit that opened here in the day. 

    Asian and European countries should deepen their cooperation to jointly meet new challenges facing the two continents, he said, adding ASEM has become a strategic platform for Asia and Europe to strengthen coordination, further cooperation and pursue common development. 

    ENHANCING POLITICAL DIALOGUE, BETTER RESPONDING TO SECURITY THREATS 

    Wen said ASEM members should increase consultation in multilateral mechanisms and support the leading role of the United Nations in international affairs. 

    He called on countries to intensify efforts in solving the nuclear issue on the Korean Peninsula, the Iranian nuclear issue, the Middle East crisis and other regional issues. 

    On better responding to traditional security threats, Wen said Asia and Europe should intensify cooperation in practical terms infighting terrorism and proliferation, and combating transnational crimes in a joint effort to maintain global peace and security. 

    DEEPENING CULTURAL EXCHANGES TO PROMOTE HARMONIOUS CO-EXISTENCE 

    The ASEM Declaration on Dialogue among Cultures and Civilizations adopted at the fifth ASEM Summit is of guiding importance in promoting intercultural and interfaith dialogues, Wen said. 

    "We ASEM members should respect diversity in our cultural traditions, values and development models, conduct candid exchanges on an equal footing and make joint progress by drawing upon each other's strengths and expanding common understanding while setting aside differences." 

    Wen urged ASEM members to expand educational and cultural interactions to build an Asia-Europe partnership of peace, amity and harmony. 

    INTENSIFYING FINANCIAL COOPERATION TO PROMOTE BALANCED ECONOMIC DEVELOPMENT 

    Financial security is crucial for ensuring steady economic development in Asia and Europe, said the premier, stressing that developing countries should be given a greater say in the international financial system. 

    "We should work for the reform of the international monetary system, enhance regional monetary cooperation and improve the capacity to ward off risks," he said. 

    High priority should be given to boosting cooperation in human resources development and capacity building in the financial sector, especially financial capacity building for developing countries, Wen said. 

    EXPANDING DIALOGUE, COOPERATION TO ENSURE ENERGY SECURITY 

    Energy security has become an increasingly pressing issue directly affecting global economic stability and prosperity, he said. 

    "ASEM members should, through enhanced dialogue and cooperation, work to improve the global energy market mechanism, develop traditional energies in a rational way and vigorously develop renewable energies," said Wen. 

    He called on ASEM members to boost the research, development and application of advanced energy technologies to enhance energy conservation and efficiency. 

    The premier proposed the establishment of a proper technology transfer system to help developing countries use energy more efficiently. 

    A sound political environment should be ensured for energy security and stability, he said, noting that geopolitical disputes should not block the global energy supply and energy issues should not be politicized.

SUPPORTING MULTILATERAL TRADING SYSTEM TO ACHIEVE COMMON DEVELOPMENT 

    Maintaining order in global trade is in the interest of both Asia and Europe, Wen said. 

    "Suspension of the Doha Round (talks under the World Trade Organization) is in no one's interests," he said. 

    He called on the major developed countries to show their political will and demonstrate greater flexibility in cutting agricultural subsidies and tariffs to create conditions for resuming the talks. 

    As Asian and European economies enjoy respective strengths and complement each other, all ASEM members should fight protectionism, properly handle trade disputes, refrain from politicizing trade issues, improve trade and investment environment, enhance economic cooperation and realize common development, Wen said. 

    ENCOURAGING BUSINESS PARTICIPATION, EXPANDING CHANNELS OF COOPERATION 

    As the importance of small and medium enterprises (SMEs) in Asian and European economies is increasing, there is a growing call for more government support, the premier said. 

    "We ASEM members should enhance inter-governmental cooperation and give key support to SMEc in international exchanges," he said." We should bring into play the role of non-governmental institutions and encourage the Asia-Europe Business Forum to serve as a bridge for SME cooperation." 

    He called for better public services to SMEs and expansion of channels of consultation and cooperation between governments and the business community. 

    ADDRESSING NON-TRADITIONAL SECURITY ISSUES 

    Communicable diseases and other non-traditional security threats greatly undermine the economic and social development of all countries, Wen said. 

    He said ASEM members should take part in extensive international cooperation, promote the building of a global communicable diseases surveillance and early-warning system and further enhance the international community's capacity in early-warning and emergency response. 

    "We should also support the initiatives taken by the United Nations and the World Health Organization, strengthen policy coordination and provide greater financial and technical support for developing countries," Wen said. 

    NARROWING URBAN-RURAL GAP FOR BALANCED ECONOMIC DEVELOPMENT 

    Underdevelopment in rural areas is a problem in quite a number of Asian and European countries, Wen said. 

    "We ASEM members should formulate comprehensive strategies for rural development in light of their national conditions to meet targets set for the Millennium Development Goals," he said. 

    Wen urged developed countries to adopt measure more favorable to developing countries in agricultural trade policies. 

    "China also proposes to host the ASEM Forum on Rural Development at an appropriate time to share experience in achieving coordinated development between urban and rural areas," he said. 

    At the end of the speech, Wen elaborated China's policy on economy, defense and anti-terrorism, pledging that China will continue to develop friendly relations and cooperation with our Asian and European partners and other countries in the world and work with them to build "a world of harmony, durable peace and common prosperity." 

    Wen arrived in Helsinki on Saturday for the two-day summit, which also marks ASEM's 10th anniversary and has gathered heads of state or government from 13 Asian countries and 25 member states of the European Union. Enditem

http://news.xinhuanet.com/english/2006-09/11/content_5074344.htm 

CHINA: High cost of pollution 

Radio Australia

----------------------------------------------

A new government report released today has found that pollution cost China about 80 billion dollars or three percent of GDP, in 2004. The report's authors say the "green GDP" calculation is a world first, but because statistics are incomplete, China could actually be facing a much worse situation. 

Presenter/Interviewer: China Correspondent John Taylor 

Speakers: Chinese environmentalist Wang Yongchen

http://www.abc.net.au/ra/asiapac/programs/s1736784.htm 

Biodiesel trial for Christchurch buses

Scoop Independent News, Monday, 11 September 2006, 12:35 pm, Press Release: Environment Canterbury  

--------------------------------------------------------------------------------------------------

Biodiesel trial for Christchurch buses

Biodiesel, a cleaner fuel,is being tried as an alternative fuel on some Christchurch buses to decide whether it is a viable choice for sustainable transport options in the future.

The launch of the Sustainable Transport Programme and the bus biodiesel trial is being held at 11am in Cathedral Square on Monday, September 11. 

The 12-month trial in Christchurch, run by Environment Canterbury, will assess how New Zealand biodiesel performs in the Canterbury climate.

“The buses involved in the trial have a very striking livery both inside and out which also provide information about sustainable transport options for the city,” said Cr Nicky Wagner, chairperson of Environment Canterbury’s public passenger portfolio.

“The trial will also create awareness among the local community that biodiesel is an alternative for Canterbury in the future.”

Four buses will use the biodiesel blend of both plant oil and animal fat. Other types of biodiesel may be introduced into some of the buses during the remainder of the year’s trial.

During peak times the buses will be operated by Leopard Coachlines and Christchurch Bus Services on Metro bus routes. The buses will initially run on the Redwood/Hoon Hay (13), Ilam/Mt Pleasant (21) and Hyde Park/Bromley (24) routes.

“New Zealand’s transport sector has the fastest growing demand for energy and is also responsible for 45 per cent of New Zealand’s greenhouse emissions,” said Cr Wagner. “Using biofuels could reduce New Zealand’s reliance on imported crude oil and reduce greenhouse emissions.”

Auckland has already conducted a trial on biodiesel. The Christchurch trial, with colder winters, will give Environment Canterbury information about how the cold weather affects biodiesel.

“In cold weather, biodiesel residue tends to crystalise in engine components. This one year trial also gives Environment Canterbury an opportunity to collate and record local emissions data,” Cr Wagner said. 

Results from the Christchurch trial can be viewed, initially on the Environment Canterbury website > www.ecan.govt.nz/sustainabletransport or at .

> www.metroinfo.org.nz/biodiesel .

The trial is supported by Environment Canterbury, Leopard Coachlines, Christchurch Bus Services, Biodiesel Oils, Independent Petroleum Laboratory Limited, Petro-Tec Services and the Centre for Advanced Engineering. Ends

http://www.scoop.co.nz/stories/AK0609/S00079.htm 

Asia's boom is fouling Canada's air, scientists say

Globe and Mail, Canada - Sep 8, 2006, DENNIS BUECKERT 

------------------------------------------------------------------------------------

OTTAWA -- The economic boom in Asia may be a bust for Canada's environment.

New research suggests pollution from China and other Asian countries is causing serious toxic contamination in North America, accounting for as much as 25 per cent of the mercury deposited in Western Canada.

It also suggests that North American efforts to control mercury -- one of the most persistent toxic substances known -- are being overwhelmed by the growing burden of airborne pollution from the Far East.

A computer model developed by Environment Canada has made it possible, for the first time, to simulate the path of individual parcels of mercury-laden air from Asia to North America. That is allowing a much clearer picture of a problem that has been worrying experts for years.

Research shows that mercury deposition in the Arctic remained unchanged from 1990 to 2000 despite cuts in domestic emissions.

"There has been some decline [in mercury emissions] in Canada and U.S. emissions but that has been overcompensated by the emissions from Asia," said Ashu Dastoor, one of the scientists who led the research.

She estimated that Asian emissions account for 20 per cent of all mercury deposition in Canada, with the greatest impact along the West Coast where the proportion is as high as 25 per cent. The Asian impact is less in the eastern part of the country.

Still, total levels of mercury contamination remain lower in Western Canada than in the East because the East has more industrial activity. 

Airborne mercury actually declined 15 per cent around Montreal and Toronto from 1990 to 2000 due to domestic measures. 

Mercury can persist in the environment for years, accumulating in fish and marine mammals. Even very low exposure in the womb, usually through fish consumption by the mother, can impair a baby's intellectual development.

The problem is of particular concern in the North where fish and marine mammals are a major food source.

Asia accounted for about half of global mercury emissions in 2000, and China accounted for a quarter.

"That has influence all over the world," Ms. Dastoor said. 

The major concern is that the mercury winds up in lakes and rivers, contaminating fish habitat through runoff.

The problem is likely to become more important in coming years, given economic growth in China which depends on mercury-laden coal for a large part of its power. Current projections forecast coal consumption to be 3.3 billion tonnes by 2020, up from 1.7 billion tonnes in 2003.

Ken Ogilvie, executive director of Pollution Probe, said the Asian data underline the need for a global strategy to combat mercury pollution, co-ordinated through the United Nations Environment Program.

Annual Canadian mercury emissions as of 2000 were estimated at 8.6 tonnes, a small amount compared with China's total 606.5 tonnes, but still a major concern for environmentalists such as Mr. Ogilvie, who says Canada is lagging in many areas of mercury policy.

Grace Howland, who works on cross-boundary pollution issues at Environment Canada, said UNEP has a voluntary mercury program and Canada is helping a number of other countries to curb their emissions.

She couldn't say whether Canada would support a binding pact on mercury.

The Environment Canada research was presented at a conference in Madison, Wis., in August.

http://www.theglobeandmail.com/servlet/story/LAC.20060908.POLLUTION08/TPStory/National
For sustainable development 

Saigon Times Daily, Vietnam, 11 September 2006, By HONG VAN 

------------------------------------------------------------------------------------

Workers of Duc Thanh Furniture Corp. make products using wood from Acacia Auriculiformis trees that are sparsely grown throughout the country. 

Vietnam’s wood pro-cessing industry has remained vulnerable due to chronic wood shortages over the past decade. Forest wood supply has been dwindling rapidly as the Government has closed natural forests to boost green acreage and protect the environment that is deteriorating as a result of robust economic expansion. Wood processors are struggling to find a way out of the dilemma. 

Looking to near wood supply sources

More than 2,000 wood processors in the country have had to import more than one million cubic meters of wood from other parts of the world, such as the United States, Canada, Africa and Southeast Asia over the past five years. However, Southeast Asian countries are still the suppliers of choice for the industry since they and Vietnam are in close vicinity, making transport costs affordable. In particular, Malaysia has emerged as a key exporter of wood to Vietnam.

In late August, 27 wood exporters from Sarawak, Malaysia’s largest wood supplying area, came to HCMC, Vietnam’s southern economic hub, to meet local wood processors to sound out business prospects.

At the meeting, the Sarawak Timber Industry Development Corporation said wood and wooden products contribute 40% of Sarawak’s budget revenue but shipments from Sarawak to Vietnam remain modest. Last year Sarawak shipped 9.1 million cubic meters worth US$1.9 billion but a mere 3% of that volume went to Vietnam.

Tran Quoc Manh, deputy chairman of the Handicraft and Wood Industry Association of HCMC, said the meeting turned out to be attractive to wood processors in the country’s south for the worldwide supply of wood, particularly precious types, is falling. For more than 10 years, the industry has mainly imported logs and sawn timber from Sarawak but has now found that Malaysian wood exporters also supply particleboards, plywood and timber foundations.

Stepping up sparse planting of trees 

Early this month, the Ministry of Agriculture and Rural Development approved a plan to grow scattered trees until 2010 and probably 2020. The plan is envisaged growing 1.2 billion trees sparsely to supply huge logs and 1.0 billion others for smaller logs and firewood by 2020.

The plan aims to make the most of unused land, garden houses, rural roads and canals to plant trees to create shades, improve landscapes, protect ecological systems and supply wood for local processors. Between now and 2010, agriculture authorities will launch campaigns to encourage the public and the corporate sector to grow one billion trees sparsely, with 600 million of them large and the remainder small.

Nguyen Ngoc Binh, head of the ministry’s forestry department, has underscored the plan, saying it will bring both economic and environmental benefits. It will not require huge areas for concentrated planting and big amounts of money but local communities will benefit from it. Speaking to The Saigon Times Daily, Binh says that in reality, farmers in many parts of the Mekong Delta have grown trees along irrigation canals and roads, making the landscapes there more attractive and adding value to these canals and roads. Song Hau Farm is described as an example of scattered tree planting. 

Tran Ngoc Suong, director of Song Hau Farm, says her farm can produce more than 15 container loads of furniture for export using wood supplied by farmers who grow eucalyptus trees along their field canals inside the farm and elsewhere in the Mekong Delta. Song Hau’s small wood processing facility has now become a major export furniture producer though it has no forests and does not have to import wood from other countries. 

http://www.saigontimes.com.vn/daily/detail.asp?muc=2&Sobao=2772&SoTT=10 

NZ Bishops warn of Pacific ecological crisis 

CathNews, Australia, 11 September 2006

-------------------------------------------------------------

New Zealand's bishops have called upon the Catholic community to make the lifestyle choices and sacrifices necessary to protect the planet, warning that climate change is already among the most urgent threats facing the people of the Pacific.

In a newly released statement, the bishops said that "our world is facing an ecological crisis, which could equally be called an economic crisis, or a poverty crisis".

They say that climate change is already among the most urgent threats facing Pacific nations.

"Rising temperatures and sea levels, and the greater intensity of storms and natural disasters, are already affecting the food and water supply for people on low-lying islands in different parts of the Pacific."

"Long before these islands disappear into the sea, life on many Pacific Islands will become untenable. It is predicted that in the Pacific alone, there may be a million environmental refugees before the end of this century."

Describing the crisis as primarily "a spiritual or moral crisis", the bishops added that "its public face is the suffering of the poor and the degradation of our environment, at a time when accumulation of wealth and material goods has never occupied our attention more".

While science and technology have brought many blessings to human existence, including a greater capacity to meet human needs "the benefits of these advances have been spread unjustly, often with an adverse effect upon the world's most vulnerable populations", the statement said.

The bishops said the existence of extreme poverty and environmental problems are the result of human behaviour - not acts of God - driven by "values, priorities and decisions which do not see human life as a paramount concern."

Citing Pope Benedict who said that "the external deserts in the world are growing, because the internal deserts have become so vast", the statement said "our faith and our religious tradition have much to offer the world at this time, including the importance of simplicity, and of learning to give up some things that we want, so others may have what they need".

"Our understanding that we are stewards of God's creation, our solidarity with the poor, and our respect for the common good make the issue of environmental justice the responsibility of every person," say the bishops.

"Both individual and collective acts of selflessness are needed," they said, "that - of self sacrifice for the greater good, of self denial in the midst of convenient choices, of choosing simpler lifestyles in the midst of a consumer society". 

The bishops deny that this approach means abandoning scientific and technological advances but rather it is a call to use them "wisely, and in a thoughtful manner which reflects true solidarity with all the people of the earth."

"Ultimately, this is a global problem requiring real global solutions," they said.

"But individual Catholics, parishes, Catholic schools, religious communities and church organisations can play a big part by making different choices, such as using less energy or buying locally made goods which require less transportation", the bishops conclude.
http://www.cathnews.com/news/609/54.php 

Research in Beijing allegedly distorts history of Korea 

The Korean Herald, 11 September 2006

---------------------------------------------------------------------

HELSINKI - President Roh Moo-hyun on Sunday expressed regrets to Chinese Premier Wen Jiabao over Beijing's history research program that claims part of Korea's ancient history as its own. 

The Korean leader made the remarks at a meeting with Wen on the sidelines of the sixth Asia-Europe Meeting (ASEM) in the Finnish capital, a spokesman for the presidential office said. 

"Roh told the premier that even if it is an academic endeavor, the research could have negative repercussions on bilateral relations," the Cheong Wa Dae official said. 

He added that the president told the premier that Beijing needed to abide by its previous agreement on this issue. Seoul and Beijing agreed verbally to avoid the ancient history matter in 2004, after Chinese scholars claimed the Goguryeo kingdom (B.C. 37-A.D 668) was part of Chinese history. 

A public uproar erupted recently in South Korea when it was announced that Beijing-funded research conducted by the Chinese Academy of Social Sciences argued that Korea's Balhae Kingdom (699-926) was a vassal state of China. Balhae is seen as a successor state to Goguryeo and part of Korean history. 

Roh and the Foreign Ministry received flak for taking a low-key approach in dealing with the sensitive issue. Both the ruling and opposition parties urged the government to take a firm stand. 

Wen told Roh his government respected the past agreement on this issue and that Beijing will take steps to prevent the history controversy from adversely affecting bilateral relations, the presidential spokesman said. 

Meanwhile, the two leaders agreed that it was "imperative" to restart six-party nuclear talks with isolated North Korea but called for patience, the official said. 

North Korea has faced growing pressure from Washington after it fired a volley of missiles in early July and then spurned calls to return to negotiations aimed at dismantling its nuclear weapons program. 

But South Korea and China have favored using incentives and investment to lure the hard-line fortress state back to the negotiating table. 

"President Roh and Premier Wen shared an understanding that to fundamentally resolve the North Korean nuclear and missile issues, it is necessary to remain patient and to respond flexibly," the official said. 

The Chinese premier also raised the prospect of Roh visiting Beijing, possibly in October, she said. 

In a keynote speech at the ASEM summit, Roh proposed setting up a multilateral security regime for Northeast Asia similar to confidence-building actions in Europe. 

Roh emphasized that the European experience can be useful in coping with pending Korean Peninsula issues. 

Roh highlighted the need for a multilateral framework by pointing out lingering Cold War-like tensions in the region, concerns surrounding the spread of weapons of mass destruction, terrorism and environmental protection. 

Roh also addressed uncertainties that could arise from realignment of power among Northeast Asian actors and called on ASEM leaders to exert political leadership so the security system can be established, according to the official. 

In addition, Roh explained measures taken by Seoul to bring about a peaceful resolution of North Korea's nuclear ambitions and asked for support from ASEM members. 

Roh held a summit with Poland's Prime Minister Jaroslaw Kaczynski earlier in the day. 

The two leaders touched on the positive developments associated with the surge in two-way trade and investments and expressed support for more cooperation. Roh expressed appreciation for Poland's role as a member of the Korean War neutral nations supervisory commission, and Kaczynski said he supports South Korea's efforts to bring about peace and prosperity on the Korean Peninsula. From news reports 

http://www.koreaherald.co.kr/SITE/data/html_dir/2006/09/11/200609110042.asp 

SPECIAL REPORT : Sewage and sanitation

Foreign aid helps treat dirty household water

By The Manila Times Research Staff, 11 September 2006

(Second of three parts) 

--------------------------------------------------------------------------------

2. GEF/UNDP/IMO PEM­SEA Project 

The Partnership in Environmental Management for the Seas of East Asia (PEMSEA) aims to abate the negative impacts of pollution and minimize the potential conflicts that arise from the tremendous rate of development in this region. The program is called Integrated Coastal Management, or ICM. As water flow is boundless, one activity in one country might affect other countries due to the se­mi­enclosed system of the ocean. Recognizing this, the program has selected demonstration sites in East Asian to participate in this effort. 

Among the demonstration sites are Chonburi (Thailand), Danang (Vietnam), Bali (Indonesia), Batangas (Philippines), Nampo (DPR Korea), Xiamen (PR China) and Sihanoukville (Cambodia). The PEMSEA office is hosted by the Department of Environment and Natural Resources (DENR), Philippines, at the DENR compound in Quezon City. The program’s implementing agency is the United Nations Development Program (UNDP), with the International Maritime Organization (IMO) acting as the executing agency and the DENR serving as the host country focal institution. 

3. USAID-SCOTIA Project 

The United States Agency for International Development (USAID) is implementing a project called Sustainable Coastal Tourism in Asia (SCOTIA)-Philippines to pursue a collaborative program to promote sustainable coastal tourism that will protect the long-term viability of delicate coastal and marine areas. 

SCOTIA is modeled on other successful public-private, voluntary ecotourism programs and focuses on minimizing the environmental footprints of tourism industry operators like resorts, hotels, tourist agencies and dive shops. SCOTIA aims to strengthen the capability of local governments to safeguard the sustainability and tourism value of their marine and coastal ecologies. SCOTIA is focused primarily on six project sites—Panglao Island in Bohol, Mactan Island and Moalboal in Cebu, Puerto Galera in Mindoro Oriental, Balayan Bay region in Batangas and El Nido in Palawan. SCOTIA offers technical assistance on coastal resource management and environmental management to local governments and resort operators with special emphasis on solid-waste management and sanitation in the six project areas. SCOTIA seeks the assistance and cooperation of organizations, agencies and concerned individuals who share the concern for strengthening local capability for sustainable coastal tourism. 

4. USAID ECO-Asia 

To address regional environmental challenges, the United States Agency for International Development (USAID) has established Environmental Cooperation-Asia, or ECO-Asia, a regional program that promotes: 

Access to clean water and sanitation for the urban poor; and improved environmental governance and transboundary cooperation. 

Through a combination of country and regional activities, ECO-Asia works with Asian governments, cities and organizations and agencies, including the US Environmental Protection Agency, to promote regional dialogue in sharing and replicating innovation across Asia. Program countries include India, Indonesia, the Philippines, Sri Lanka, Thailand and Vietnam. 

Core activities under ECO-Asia include (1) piloting new water and sanitation systems and strategies to support the attainment of the Millennium Development Goals; (2) strengthening environmental compliance and enforcement through improved national and subnational laws, policies and practices; and (3) reducing transboundary conflict in priority watersheds, particularly in the Mekong River Basin. 

As cross-cutting themes, ECO-Asia promotes improved environmental governance, regional networking, public participation and gender equity. ECO-Asia also supports the USAID Asia Near East Bureau priorities under the Blue Revolution Initiative. 

World Bank and sewerage projects 

The World Bank has steadily supported the Philippines’ basic environmental and essential-to-life construction projects, including those involving water supply, sanitation, wastewater treatment and flood control and protection. 

One of the biggest such projects, approved in May 1996 and original supposed to be closed on December 2004 (but extended until 2005), is called the Manila Second Sewerage Project (MSSP). The project’s aim was to help the national government—as well as the local governments—improve the quality of sanitation services. Another aim was to enable the two MWSS concessionaires in the Metro Manila—the Manila Water Co. in the east and Maynilad Water Services in the west—to radically expand their septage management program and establish the conditions needed for medium-term low-cost improvement of sewerage services in Metro Manila, and to reduce pollution in Metro Manila waterways and the Manila Bay. 

The total project cost was $76.2 million, with the World Bank committed to make $36.1 million available as its net commitment. Other participants in the project, including the national government, contributed. 

The project’s components were: 

1) Construction of a septage treatment plant in Dagat Dagatan, Caloocan, with a capacity of about 200 m3 per day; 

2) Upgrading of the Manila Central Sewerage System, including the repair of defective piping, equipment, works and pumping stations; minimizing the entry of rainwater into the system; and the construction of about 10,000 new sewer service connections in the West Service Area; 

3) Upgrading of the Ayala sewerage system including the repair of the pumping station and its tanks to provide mechanical treatment of sewage and septage and the repair of pipes, equipment and works; 

4) Strengthening of the laboratories through the provision of specialized instruments, equipment, furniture and materials; 

5) Strengthening of technical capabilities to operate and maintain sewerage systems though the provision of vehicles, machinery and tools; 

6) Strengthening of technical capabilities in construction supervision and development of septage treatment experiments through the provision of consultants’ services and relevant software; 

7) Strengthening of MWSS in project and financial capability. 

The cities and municipalities of Metro Manila were the areas of coverage. 

Thanks to this project what we are not in a worse sanitation and pollution mess than we are now. 

http://www.manilatimes.net/national/2006/sept/11/yehey/top_stories/20060911top7.html 

Songhua River suffers successive spills

China Daily , (Reuters), Updated: 2006-09-11 09:13

--------------------------------------------------------------------

BEIJING - Songhua River, the site of a massive chemical spill last year that halted water supplies to tens of millions of people, has been hit by more than 130 water pollution accidents in the past 11 months, the Xinhua News Agency said Monday. 

Every few days, a chemical accident pollutes the Songhua, Pan Yue, deputy director of the State Environmental Protection Administration, was quoted as saying by Xinhua. 

Pan blamed "irrational distribution of industrial enterprises" for the frequent accidents, the report said. No additional details were given about the scale or types of accidents. 

Chinese leaders say the country faces a critical water shortage, in part because of chronic pollution and chemical accidents. Most of China's canals, rivers and lakes are severely tainted by agricultural and household pollution. 

Last month, China said it will spend 1 trillion yuan (US$125 billion; euro100 billion) to improve water treatment and recycling by 2010 to fight the mounting threat of urban water pollution. 

The Xinhua report cited Pan as saying that China has over 20,000 chemical factories located along major rivers, including 10,000 along the Yangtze River and 4,000 along the Yellow River. It did not say how many were on the Songhua River. 

Last November, a chemical plant blast spilled tons of benzene and other toxic material into the Songhua, halting water supplies to tens of millions in China and Russia. Local authorities were accused of reacting too slowly and delaying public disclosure of the spill.

http://www.chinadaily.com.cn/china/2006-09/11/content_685815.htm 

Microbes Can Clean up Toxic Waste Dumps - Scientist 

Planet Ark, 11 September 2006

--------------------------------------------------------------------------------

 AUSTRALIA: September 11, 2006

CANBERRA - Microbes with a taste for toxic waste may hold the solution to cleaning up contaminated industrial sites and poisoned waterways across the globe, saving billions of dollars in cleanup bills, an Australian scientist said. 

Microbes found in old waste sites in Australia not only tolerate lethal soil and water cocktails created by waste petroleum and chlorine, but can break them down so they no longer threaten humans, the scientist said on Friday. 

"We have isolated bacteria which can live on those waste compounds," Megha Mallavarapu, from a government-backed environmental research centre based in South Australia state, told Reuters. 

"We are enhancing the microbes present," Mallavarapu said, adding the altered bacteria were able to break down toxins faster. 

Industrial contamination, he said, was one of the greatest threats facing societies world-wide, with Australia alone facing a A$5 billion (US$3.8 billion) cleanup bill. 

"Anywhere there has been a fuel dump, a munitions store, an old chemical factory or heavy manufacturing plant, there is potential for toxic substances to leak into groundwater underneath," said Mallavarapu. 

The researchers said there were millions of toxic dumps scattered through Asia, with waste from the region's mega cities often pouring untreated into waterways meant to be lifelines for nearby communities. 

The centre, set up to develop and export new ways to repair ravaged environments, said it was training researchers in Bangladesh, India, China and South Korea to deal with the problem. 

But Mallavarapu said there was no single super-bug or solution, especially in heavily contaminated sites. He said scientists first had to look for new types of bacteria and enhance them, or provide oxygen or food to lift their numbers. 

"It depends on the nature of the contaminant at each particular site," he said. "Sometimes we have to help nature." (US$1 = A$1.31) 

http://www.planetark.org/dailynewsstory.cfm/newsid/38035/story.htm 

Cleaner Air Possible in HK in 2 Years - Thinktank 

Planet Ark

 --------------------------------------------------------------------------------

CHINA: September 11, 2006

HONG KONG - A prominent Hong Kong thinktank has called on the local government to adopt an air management plan which it says could reverse the city's worsening pollution and bring cleaner air in two years time. 

"Our plan ... tries to show that even in a relatively short period of time, progress can be made, because we have a crisis, a public health crisis," said Christine Loh, the head of the Civic Exchange thinktank. 

She said air pollution was the primary environmental, community and business challenge currently facing Hong Kong and criticised the government's cleanup effort so far as piecemeal and insufficient. 

"What we need right now...is a multipronged attacking of the problem, and we need to do it fast," she said. 

The plan calls on the government to adopt a number of initiatives including creating a new "Minister of Energy" post next year to help formulate a new energy policy. 

This would lay out a broader strategy for generating and conserving power, along with protecting the environment. 

"Hong Kong can lead the pack by itself acknowledging that energy is critical to economic growth, to public health, climate change, air pollution," the report said. 

It also called on Hong Kong to adopt a green port policy and set up a regional Air Resources Board with the Guangdong government by 2012 to monitor and control emissions in the Pearl River Delta bordering Hong Kong. 

The thinktank added Hong Kong needed to help distribute cleaner fuels to the tens of thousands of factories in southern China -- where frequent power shortages have forced many to run their own electricity generators using cheap, high-sulphur diesel. 

The thinktank said the government's unwillingness to impose higher costs on such factories through the use of cleaner fuels was harmful to the city, with up to 80 percent of Hong Kong's haze-causing pollutants now blown in from the Pearl River Delta. 

For the first six months this year, Hong Kong suffered 65 days of reduced visibility of less than 5 km (three miles), making it difficult at times to see buildings on both sides of its harbour. 

"What we need to look forward to is a time when only cleaner industries operate in the delta, and that the dirtier ones hopefully fold up shop entirely entirely or move someplace where they don't poison the health and well-being of tens of millions of people," said Bill Barron, a researcher for the thinktank and a local university. 

An earlier study by Civic Exchange and three local universities found cleaner air could save 1,600 lives and HK$21 billion (US$2.7 billion) a year in Hong Kong. 

http://www.planetark.org/dailynewsstory.cfm/newsid/38031/story.htm 

Chemical Leak Poisons Water Supply in Central China - Report 

Planet Ark

--------------------------------------------------------------------------------

CHINA: September 11, 2006

BEIJING - A sewage leak from a chemical plant has spilled the cancer-causing chemical arsenide into a river in central China's Hunan province, poisoning drinking water for nearly 100,000 locals, Chinese media said. 

Residents in Yueyang county were asked to stop drinking tap water and 18 fire engines distributed fresh water, the official Xinhua news agency reported on Saturday. 

Fresh water from a nearby reservoir was being discharged into the river in an attempt to dilute the polluted water. 

Xinhua said Hunan environmental authorities had detected arsenide levels in the Xinqiang river at 10 times the normal standard, after the case was first reported on Friday. 

It said arsenide can damage the liver, kidney and cause lung or skin cancer, as well as cause convulsions which may lead to coma or even death. 

A chemical plant in Linxiang city, 50 km (30 miles) upriver, was has been ordered closed after it was found leaking the toxin from its waste water pond. 

Rapid expansion in such safety-hazardous industries like chemical and smeltering has led to an increasing number of pollution cases in China. 

Last week a lead smelter in northwest Gansu province poisoned 2,000 people. 

http://www.planetark.org/dailynewsstory.cfm/newsid/38032/story.htm 
_____________________________________________________________________________

ROWA Media Update 10-11 September  2006
Bahrain

Nuclear disaster worry for Gulf 

MANAMA

A NUCLEAR disaster in Bushehr, Iran, could force a mass evacuation of Bahrain and make the country - along with coastal areas of the Gulf - uninhabitable, according to an expert. Bahrain University physics professor Dr Waheeb Alnaser says Bahrain, which is located just under 200km from the nuclear reactor in Bushehr, would be unsafe in the event of a disaster.

That is because international recommendations state that no one should live within a 500km radius of a major nuclear explosion.

If such a catastrophe occurred he said that Bahrain's residents would be forced to evacuate.

http://www.gulf-daily-news.com/Story.asp?Article=155377&Sn=BNEW&IssueID=29175 

Lebanon

New Issue of the Environment and Development

The September issue of Environment and Development magazine highlighted the environmental impact of the Israeli Attack on Lebanon, and the oil spill that polluted the Mediterranean Sea. This issue underlined the contribution of the NGOs in combating the oil pollution, and the clean-up of the beaches. This issue mentioned UNEP plan and its environmental assessment in the aftermath of the war, and its contribution in the rehabilitation of the Lebanese environment.
http://www.sana.org/ara/8/2006/09/09/64672.htm
Palestine

Call for Supporting "Olive Harvest 2006" 

JERUSALEM- 10 September 2006 (WAFA)- International Solidarity Movement (ISM) and other Palestinian communities called for the presence of international activists to support them in the Olive Harvest 2006 . In a press release issued Sunday, ISM revealed that since October 2000, hundreds of thousands of olive trees have been bulldozed, uprooted, or burned by the Israeli military and Israeli settler colonists. 

"The olive tree has been a native symbol for Palestinians for hundreds of years. As well as a source of livelihood and a symbol of the people's bond to their land, the olive tree is also a powerful symbol of cooperation between peoples," ISM said. 

The movement also pointed out that cooperative actions between internationals and Palestinians have concentrated around the olive tree. 

"Palestinian communities remain steadfast and are strengthened in refusing to give up their olive harvest. The solidarity offered by international activists enables many families to pick their olives and stay in their communities," it stated. 

ISM made it clear that it will provide training, media and legal support to international activists in response to the demand from local communities. 

The Olive Harvest Campaign, part of the people's non-violent resistance to the occupation, will begin in mid-October and last until December. 

http://english.wafa.ps/body.asp?id=7424
UAE 

Volunteers join effort to rid creek of waste

Volunteers of Dnata and Emirates cleaned up the Dubai creek yesterday removing plastic, pieces of cloth and other rubbish. 

This was part of the second Dubai creek clean-up campaign conducted in association with Dubai Municipality and Ministry of Environment.

A large number of volunteers including diving experts took part in the event which kicked off in the morning. They removed rubbish from the waters and urged the public to take part in the effort to create a healthy environment.

Jean Pierre L. De Pauw, senior vice-president Dnata cargo, was present at the venue.

Michael Thirlwall, a volunteer, said: “He felt good to take part in the mission. It is the duty of each and every individual to preserve the nature. Unfortunately people do not care about it much and throw all the rubbish on the water or in the street. This kind of event will help create awareness among the public.”

Alicon, another volunteer, said: “I was very happy to take part in the campaign as it was a thanksgiving to nature. I am living in the UAE for past three years and I always felt I should contribute to this country. People should think about preserving the environment.”    Vishwanathan K. Manikan, Quality Planning Superintendent at Dnata, said: “This is the second time Dnata is conducting a cleaning campaign in Dubai creek. It shows our commitment to  create a healthy environment.”

http://www.khaleejtimes.com/DisplayArticleNew.asp?section=theuae&xfile=data/theuae/2006/september/theuae_september285.xml
Marine Conservation Forum to focus on preservation of turtles, coral reef

By a staff reporter 

11 September 2006 

ABU DHABI – Preservation of endangered marine turtles and coral reefs in the region will come under focus at a Marine Conservation Forum which gets under way today with the participation of over 80 marine experts, biologists, conservationists, researchers and government officials.

The four- day event, organised by the Emirates Wildlife Society – World Wide Fund for Nature (EWS-WWF), under the patronage of the UAE Ministry of Environment and Water, is being attended by  from GCC countries along with representatives of Yemen and Iran. 

Dr Salem Al Dhahiri, senior representative of the UAE Ministry of Environment and Water and Director General of Federal Environmental Agency, said that “it is a matter of great pride for us that the UAE has been chosen as the venue for the Marine Conservation Forum, as it reinforces the message of our country being a strong supporter of environmental initiatives”. 

Dr Susan Lieberman, director of WWF – International Species Programme, who is in Abu Dhabi for the Forum, revealed the importance of protecting marine life. “Coral reefs provide close to US$30 billion each year in goods and services from tourism, fisheries and stopping coastal erosion”, said Dr Lieberman. She added that coral reefs occupy less than one quarter of  1 pc of the marine environment, but are home to more than 25 pc of all known marine fish species. 

“Coral reefs are among the planet’s richest habitats in terms of biodiversity. They are also the most vulnerable to disturbance – both natural and human induce. Roughly one-fifth of coral reefs worldwide are already considered damaged beyond repair, with another two-thirds under serious threat”, pointed the WWF director. 

On UAE coast too the coral reefs suffered degradation, but it is not the only issue affecting the marine life here. The green turtle, once popular in the Gulf, has become increasingly vulnerable because of restricted and limited habitats. Marine Conservation Forum intends to raise awareness about these issues and increase the cooperation between the Gulf countries.

http://www.khaleejtimes.com/DisplayArticleNew.asp?section=theuae&xfile=data/theuae/2006/september/theuae_september320.xml 

Oman

Gulf-Eco exhibition to open tomorrow

MUSCAT — The Ministry of Regional Municipalities, Environment and Water Resources in collaboration with Oman International Trade and Exhibitions (OITE) will hold an environmental exhibition, titled Gulf-Eco, at Oman International Exhibitions Centre, Seeb, from tomorrow. Shaikh Mohammed bin Abdullah al Harthy, Minister of Transport and Communications, will preside over the opening of the three-day event. 

A number of regional and international organisations are taking part in the exhibition, notably the United Nations Environment Programme (UNEP), Unesco, WHO, FAO, and the UN Agreement for Combating Desertification.

Over 30 local, regional and international exhibitors, including governmental departments from the Sultanate, GCC states, and international private sector companies, will participate in the exhibition. Organised every two-years, Gulf-Eco aims to foster fruitful co-operation between governmental and private sectors institutions in the Sultanate and regional and international Organisation, with the aim of tackling global environmental challenges, and supporting sustainable development.  

http://www.omanobserver.com/ 
Oman steps up campaign against ozone-depleting substances

MUSCAT — Oman is intensifying its campaign against the use of ozone depleting substances (ODS) in the Sultanate with the launch of a new drive targeting solvents deemed harmful to the ozone layer. A two-day national workshop opens at the Crowne Plaza Muscat today during which officials will outline a plan of action aimed at achieving the progressive phase out of ozone-depleting solvents, such as a carbon tetrachloride, among others. The event has been jointly organised by the Ministry of Regional Municipalities, Environment and Water Resources and the United Nations Industrial Development Organisation (UNIDO). It will be formally inaugurated by Mohammed al Araimi, Under-Secretary of Environmental Affairs.

According to a senior Ministry official, the workshop underscores the Sultanate’s continuing efforts to phase out ozone-degrading chemicals in line with its obligations as a signatory to the Vienna Convention for the Protection of the Ozone Layer. The global treaty entered into force in 1988, while the subsequent Montreal Protocol on Substances that Deplete the Ozone Layer came into force in 1989. Royal Decree 73 of 1998 endorses Oman’s accession to the Convention and Protocol, and its subsequent London and Copenhagen amendments. “Oman has made significant progress in complying with the requirements of the Vienna Convention, and the subsequent Montreal Convention, in dealing with ozone-destroying chemicals and gases,” said Saif Mohammed al Fulaity, Deputy Ozone Officer at the Ministry’s Directorate General of Environmental Affairs.

“The Ministry has been regulating and carefully monitoring the use of such substances, and its staff work closely with consumers in the government and private sectors to achieve the stipulated deadlines for the phase out of these chemicals.” Today’s workshop will focus on a plan to phase out ozone-depleting solvents such as carbon tetrachloride (CCl4). First used in the early 1900s as a fire extinguishant, (CCl4) currently finds application as an industrial solvent, an agricultural fumigant, and in many other industrial processes including petrochemical refining, and pesticide and pharmaceuticals production. Recently it has also been used in the production of CFC-11 and CFC-12.

In Oman, carbon tetrachloride has marginal use, says Al Fulaity. “It is mainly used as a cleaning agent and finds some application in laboratories as well. The Ministry strictly regulates the import of carbon tetrachloride, and only imports of approved amounts are allowed.” Accounting for less than 8 per cent of total ozone depletion, the use of carbon tetrachloride in developed countries has been prohibited since the beginning of 1996 under the Montreal Protocol. However, developing countries, including the Sultanate, are obligated under the Protocol to completely phase out carbon tetrachloride by January 1, 2010. 

During the two-day workshop, UNIDO experts will discuss the perils posed by carbon tetrachloride to the ozone layer, while outlining safer alternatives to CCl4 use. Attendees are expected to include representatives of public and private sector users of CCl4, refineries, and laboratories in technical colleges and universities. According to Al Fulaity, the workshop is the latest in the series of initiatives launched by the Ministry in the drive against ozone-depleting substances (ODS). At the heart of the campaign is an integrated strategy for phasing out ODS in the Sultanate. Overseeing this strategy is a full-fledged National Ozone Unit tasked with ensuring that Oman meets its obligations as a signatory to various international treaties on protecting the ozone layer.

Other initiatives include a national plan for the management of ozone-depleting refrigerants, training of customs officials in identifying ODS, monitoring of any illegal trade in ODS, and the establishment of centres for the recovery and recycling of ODS. The ozone layer in the stratosphere protects life on earth from exposure to dangerous levels of ultraviolet light. It does so by filtering out harmful ultraviolet radiation from the sun. When ozone-degrading chemicals are emitted, they catalyse the destruction of ozone, leading to higher levels of ultraviolet radiation reaching the earth’s surface. 

This in turn can lead to a greater incidence of skin cancer, cataracts, and impaired immune systems, and is expected also to reduce crop yields, diminish the productivity of the oceans, and possibly contribute to the decline of amphibious populations that is occurring around the world.

http://www.omanobserver.com/
New wastewater treatment plant in Al Awabi


AWABI — Work on a new wastewater treatment plant at Al Awabi has been completed at a cost of around RO 250,000. The plant will help rid the wilayat of environmental problems and health concerns previously linked to untreated wastewater. The project is one of several developmental schemes implemented in the wilayat by the Ministry of Regional Municipalities, Environment and Water Resources

http://www.omanobserver.com/
Jordan

Children convey views on water degradation through art

AMMAN — Artists and volunteers from Friends of the Earth Middle East  came together for a workshop this week to help children from the Jordan Valley express through art what they think of the degradation of the Jordan River and other water resources in their communities.

Held at the Wild Jordan Centre in Jabal Amman on Thursday and Friday, the workshop was part of the Good Water Neighbours Project (GWN) that aims to build strong relations between cross-border communities in Jordan, Israel and Palestine by helping them address their mutual water resource issues.

“Children are one of the most important groups to approach when it comes to water protection and management,” said Tala Momani, GWN project leader. “They are our next generation and they should know about the river and the serious problems we face.”

The workshop hosted 32 children, ages nine to 14, from the communities of Deir Alla, Sheikh Hussein, North Shuneh and Al Saffeh in the Jordan Valley region.

Momani says these areas have experienced serious water management problems in the past few years. Schools would go weeks without water in the toilets, water tanks would be empty and septic holes continually posed environmental challenges and health hazards. Without enough water for irrigation, farmers were forced to rotate the kinds of crops they produced to include fruits and vegetables that don’t require large amounts of water to grow.
http://www.jordantimes.com/sun/homenews/homenews5.htm
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===================================================================
GENERAL ASSEMBLY ADOPTS LANDMARK GLOBAL STRATEGY TO COMBAT TERRORISM

The United Nations General Assembly today adopted a comprehensive global

strategy to counter terrorism, overcoming differences between Member States

and a year of often fractious negotiations to agree for the first time on a

common approach to fighting the scourge.

The strategy, in the form of a resolution and a plan of action, includes

practical steps at the local, national and international level – ranging

from strengthening the capacity of individual States to prevent and combat

terrorism to ensuring that human rights and the rule of law are always

respected in the fight against terrorism.

It also calls for measures to enhance the role of the UN system to deal

with terrorism, and to make sure that the world body’s efforts are better

coordinated.

Speaking after the strategy was adopted by consensus at UN Headquarters in

New York, General Assembly President Jan Eliasson said “we should consider

this as a great achievement for the General Assembly, which has established

itself in the area of fighting terrorism.”

Acknowledging that the past 12 months of negotiations have sometimes been

“troublesome,” Mr. Eliasson said the definition of terrorism remained a

source of contention for many nations.

But he said it was a sign of the mutual commitment to defeating terrorism

that States were able to overcome their differences and find enough areas

of common ground to devise a strategy.

The strategy makes clear that it is vital to consistently, unequivocally

and strongly condemn terrorism in all forms and manifestations, committed

by whomever and for whatever purposes. Terrorism cannot and should not be

associated with any religion, nationality, civilization or ethnic group.

Identifying some conditions – such as prolonged unresolved conflict, human

rights violations, socio-economic marginalization and lack of good

governance – as conducive to the spread of terrorism, the strategy’s plan

of action stresses the importance of achieving the UN’s Millennium

Development Goals (MDGs), resolving conflicts and promoting dialogue and

tolerance between civilizations.

The resolution calls for the strategy to be reviewed by the General

Assembly in two years’ time to chart the progress made by Member States.

Welcoming the strategy, Secretary-General Kofi Annan said in a statement

that it “sends a clear message that terrorism is unacceptable, no matter

who commits it, no matter what the reason.”

Mr. Annan said he hoped Member States would now move swiftly to implement

all aspects of the strategy so that they can “honour the victims of

terrorism everywhere.”

The Secretary-General congratulated Mr. Eliasson and his two co-chairs,

Singaporean Ambassador Vanu Gopala Menon and Spanish Ambassador Juan

Antonio Yáñez-Barnuevo, “for leading the membership to this historic

achievement.”

In May, Mr. Annan unveiled a series of recommendations for the

counter-terrorism strategy, which world leaders pledged to work towards at

last year’s World Summit in New York.

Speaking to reporters following today’s action, he said: “I am extremely

happy that the General Assembly has approved this historic document on the

Global Counter-Terrorism Strategy. And I think it is the first time the 192

countries have come together and taken a stand on the issue of terrorism.

Now the test will be how we implement it.”

* * *

UN NAVAL PATROLS BEGIN IN LEBANESE WATERS AFTER ISRAEL LIFTS ITS BLOCKADE

Following the lifting of Israel’s blockade against Lebanon, United Nations

naval vessels began patrolling alongside their Lebanese counterparts today

to secure the country’s maritime border ahead of the deployment of a full

task force in the coming weeks, the UN force announced.

A Naval Operations Centre has been set up at the UN Interim Force in

Lebanon (UNIFIL) headquarters in Naqoura in the south of the country to

coordinate all operational details and Italian Navy Commander Rear Admiral

Giuseppe De Giorgi is leading the interim maritime force.

“The Force is now operational and I understand that the naval blockade is

lifted,” said UNIFIL commander Major-General Alain Pellegrini. “The

blockade has seriously undermined the Lebanese economy and it is high time

for it to end so as to allow the people to get back to their businesses.”

Secretary-General Kofi Annan welcomed the start of the UN naval patrols,

and said in a statement that the interim task force will remain in place

“until the maritime component of UNIFIL is fully assembled and deployed in

the coming weeks.”

In a related development, UNIFIL said that a team of UN police, border and

military security experts will deploy in Lebanon tomorrow at the request of

the Lebanese Government to help monitor coastal entry points, Beirut

International Airport and the land border, as well as to identify areas in

which the world body might provide technical assistance.

Regarding the situation on the ground in the south, UNIFIL said that

Lebanese troops started deploying today in areas left by the withdrawing

Israeli army as stipulated by Security Council resolution 1701 that ended

the 34 days of fighting on 14 August.

UNIFIL, which is coordinating the troop movements, confirmed that all

Israeli troops had left yesterday from the areas of Al Bayyadah, Tayr

Harfa, Shihin, Al Jibbayn, Bustan, Yarin and Al Duhayra. It was the first

time Lebanese troops had taken up positions in some of the towns in these

areas in more than 30 years.

There are currently more than 3,200 UNIFIL personnel in Lebanon and a

further 200 logistics personnel from France are expected to arrive over the

weekend, a UN spokesman told reporters in New York.

* * *

ANNAN REITERATES WARNING THAT SUDAN WILL BE HELD RESPONSIBLE IF DARFUR

SITUATION WORSENS

The leadership of the Sudanese Government may be held collectively and

individually responsible for what happens to the people of Darfur if they

allow the African Union (AU) mission there to leave and then refuse access

to United Nations peacekeepers, Secretary-General Kofi Annan said today.

Speaking to reporters at UN Headquarters in New York, Mr. Annan reiterated

his message to Khartoum that the planned force of blue helmets in Darfur

“is not coming in as an invading force, but basically to help them protect

the people.”

On 31 August the Security Council voted to deploy a UN force of more than

17,000 peacekeepers to Darfur, an impoverished region on Sudan’s western

flank that has been beset by brutal violence and massive displacement since

2003.

The Council resolution “invites the consent” of Khartoum, but the Sudanese

Government has said on repeated occasions that it is opposed to the UN

taking over the work of the AU operation, known by the acronym AMIS, which

is due to end later this year.

The Secretary-General’s warning comes ahead of a high-level Security

Council meeting on Monday to discuss the situation inside Darfur, which he

will attend. Representatives of the Sudanese Government, the League of Arab

States and the Organization of the Islamic Conference have been invited to

participate.

Mr. Annan said the conditions inside Darfur have become so desperate that

if there is no AU or UN presence and the numbers of people suffering or

being killed continued to grow, then the Sudanese “are placing themselves

in a situation where the leadership may be held collectively and

individually responsible for what happens to the population in Darfur.”

Scores of thousands of people are thought to have been killed amid fighting

between rebel groups, Government forces and allied militias in Darfur, and

at least two million others are estimated to have had to flee their homes.

* * *

PROVISIONAL PARLIAMENTARY ELECTION RESULTS UNVEILED IN DR CONGO – UN

MISSION

Electoral authorities in the Democratic Republic of the Congo (DRC) have

announced the provisional results of the vast African country’s historic

parliamentary elections in July, the United Nations mission to the country

reported today.

The results from the Independent Electoral Commission (IEC) show that

neither of the two main political coalitions, President Joseph Kabila’s AMP

or Vice-President Jean-Pierre Bemba’s RENACO, won an absolute majority in

the 500-seat National Assembly.

AMP picked up 224 seats and RENACO won about 100, UN spokesman Stephane

Dujarric told journalists in New York. The UN Organization Mission in the

DRC, known by its French acronym MONUC, also reported that 42 of the new

deputies will be women.

Now that the results have been announced, both the Congolese constitution

and electoral law require the National Assembly to install itself within 15

days.

The Secretary-General’s Special Representative in the DRC, William Lacy

Swing, welcomed the National Assembly results, saying they will enable the

country to have a stable government based on a strong parliamentary

majority facing a strong opposition.

Mr. Kabila and Mr. Bemba are also facing off in the second round of

presidential elections on 29 October, and their supporters have clashed

violently on the streets of the capital, Kinshasa, since the results from

the first round were announced last month.

MONUC reported it is continuing its series of confidence-building measures

ahead of the second round of elections, including the dispatch of joint

patrols to verify various allegations by the leading parties.

MONUC said its efforts to resolve differences between Mr. Kabila and Mr.

Bemba will soon be boosted when several high-level international figures

are expected to travel to Kinshasa for talks with the pair. The figures

include representatives of the Republic of the Congo, the European Union,

South Africa and Belgium.

* * *

ANNAN HAILS CIVIL SOCIETY ORGANIZATIONS, CREDITING THEIR SUPPORT FOR HIS

ACHIEVEMENTS

United Nations Secretary-General Kofi Annan today told more than 2,500

representatives of non-governmental organizations (NGOs) gathered in New

York for their last annual meeting before his term ends in December that

the support of civil society groups has been critical to his

accomplishments.

Mr. Annan, who is widely viewed as having broken new ground in terms of NGO

involvement in the UN’s work, also stressed the vital role these groups

have played in achieving progress on a number of political and social

issues.

“Much of my daily work involves contacts with Governments. Yet, much of

what I have achieved as Secretary-General was made possible by your support

and involvement,” he told the closing session of the annual conference,

which is organized by the UN Department of Public Information (DPI).

“That is why, as I approach my own transition from public civil servant to

a private life, I am particularly delighted to be amongst so many civil

society representatives from all over of the world who have gathered here

to learn, exchange ideas and build ties,” Mr. Annan said.

The Secretary-General, whose second and final five year term expires at the

end of this year, looked back “with some pride and satisfaction on a decade

in which UN-civil society interactions have both widened and deepened.”

“From debt relief and the fight against disease to good governance, human

rights, the global NGO revolution has helped move the global agenda and

given new life and new meaning to the idea of an international community,”

he said. “More and more, the initiative in taking action to improve the

human conditions comes from voluntary groups such as yours.”

Looking ahead, the Secretary-General outlined a vision of a civil society

role “with virtually no limits, but one which gives you solemn obligations

to your constituents.” He urged participants to wield their growing

influence responsibly and to strengthen alliances with the UN, the private

sector, the public sector and among each other.

“I see a United Nations keenly aware that if our unfinished agenda – in

human security, in sustainable development and beyond – is to be realized,

we must share our knowledge and reinforce our actions,” he said. “I see a

United Nations that celebrates the non-governmental revolution – the power

of the global citizen – as the best thing that has happened to our

Organization in a long, long time.”

* * *

UN CONFERENCE ADOPTS ACTION PLAN TO HELP PALESTINIANS LIVING UNDER

OCCUPATION

A two-day United Nations International Conference of Civil Society in

Support of the Palestinian People concluded in Geneva today with the

adoption of a Plan of Action aimed at addressing their plight.

The Plan of Action commits civil society organizations to ending the

Israeli occupation and to achieving the rights of self-determination and

return of the Palestinian people. It acknowledges that the war against

Lebanon and the continuing assault on Gaza have created new realities.

The Plan notes that the conditions of Palestinians under occupation

continue to deteriorate and Palestinian refugees continue to be denied

their international rights, including their right of return.

Conference participants commit to working in the coming months to mark the

40-year anniversary of the occupation of the Palestinian West Bank, the

Gaza Strip and East Jerusalem. The Plan also commits them to expanding the

global campaign of boycotts, divestment and sanctions to ever broader

sectors of countries and regions, including an urgent campaign to end the

sanctions against the democratically-elected Palestinian Authority.

The Plan demands that governments urgently provide international protection

to the Palestinian people living under occupation, including efforts to

bring to justice those guilty of war crimes against them.

Paul Badji, Chairman of the Committee on the Exercise of the Inalienable

Rights of the Palestinian People, which convened the International

Conference, pledged in concluding remarks that the Committee would continue

to hold periodic consultations with civil society representatives and would

incorporate their recommendations into its work.

* * *

ON INTERNATIONAL LITERACY DAY, UN OFFICIALS SAY LEARNING IS KEY TO

DEVELOPMENT

The United Nations today marked International Literacy Day by focusing on

the link between learning and development while reminding the world that

literacy is a right denied to over 771 million adults globally.

“The precious gift of literacy can sustain development only if it is itself

sustained – by post-literacy programmes, further opportunities for

education and training, and the creation of ‘literate environments’ in

which literacy can thrive,” Secretary-General Kofi Annan said in a message,

noting that this year’s celebration of the Day, “reminds us that literacy

is the platform for developing a society’s human resources.”

The Director-General of UNESCO Koïchiro Matsuura, in his message stressed

that “literacy is widely acknowledged as one of the most powerful tools of

development, which makes its relative neglect all the more frustrating.” He

added that literacy is also “a lever of change and an instrument for

achieving further social progress.”

Considerable achievements have been made in many countries and progress has

been attained through adult literacy and non-formal education programmes

but challenges remain. An estimated 771 million adults live without basic

literacy skills, of whom two thirds are women. According to UNESCO,

approximately 103 million children have no access to school and are

therefore not learning to basic academics such as how to read, write or

count.

The Global Monitoring Report on Education for All (2006) on literacy

clearly shows connection between illiteracy and severely impoverished

countries. In Bangladesh, Ethiopia, Ghana, India, Mozambique and Nepal,

where three quarters or more of the population live on less than $2 per

day, adult literacy rates are below 63 per cent and the number of

illiterates exceeds 5 million.

The literacy report shows that enrolments in primary education have risen

in both sub-Saharan Africa and South and West Asia, with almost 20 million

new students in each region. The achievement of universal primary education

is vital in order to staunch the flow of young people entering adulthood

without a good command of basic literacy skills, as literacy is the

platform for developing a society’s human resources.

Also according to the report, South and West Asia has the lowest regional

adult literacy rate (58.6 per cent), followed by sub-Saharan Africa (59.7

per cent), and the Arab States (62.7 per cent). Countries with the lowest

literacy rates in the world are Burkina Faso (12.8 per cent), Niger (14.4

per cent) and Mali (19 per cent).

UNESCO’s Literacy Initiative for Empowerment (LIFE) seeks by 2015 to help

reduce by half the rate of adult illiteracy in the world. LIFE operations,

a global strategy to raise awareness on the importance of literacy are

country-led, respond to country-specific needs and priorities, and

correspond to national capacities. Designed to further the goals of the UN

Literacy Decade (2003-2012), LIFE is being implemented in 35 countries with

a literacy rate of less than 50 per cent or a population of more than 10

million illiterates.

In his message for Literacy Day, Mr. Matsuura stressed the contributions

and the achievements of the individuals, communities and associations

around the world who continue to help others express themselves through the

written word. “On International Literacy Day, let their efforts and

commitment be a shining example to others of the power of literacy.”

The Secretary-General concluded his message on the occasion by calling for

stepped up national and international efforts for improved literacy levels

worldwide. “Let us give literacy a real chance to transform individuals and

societies around the world,” he said.

* * *

JORDAN: UN HUMAN RIGHTS EXPERT URGES CHANGES TO ANTI-TERRORISM LAW

A United Nations human rights expert has called for amendments to Jordan’s

recently passed anti-terrorism law, citing concerns over fairness and

protection.

“This law as it currently stands could negatively impact on a number of

human rights,” said Martin Scheinin, the Special Rapporteur on the

promotion and protection of human rights and fundamental freedoms while

countering terrorism, said in a statement released in Geneva today.

Voicing regret that the Jordanian Parliament had passed the law on 29

August, Mr. Scheinin said he had written to the Government in July

highlighting key concerns. The “overly broad definition of terrorism… is

vague regarding the elements of intent and aim and can be seen to be at

variance with the principle of legality.”

A number of procedural safeguards “appear to have been compromised,” he

said, warning that this could negatively impact on the right to a fair

trial and due process.

Powers that the law gives to law enforcement, security forces and the

Public Prosecutor with regard to detention, search and arrest “effectively

negate the right to privacy, freedom and movement and the presumption of

innocence,” Mr. Scheinin noted.

The military courts designated as having sole jurisdiction of terrorism

cases “may lack judicial independence and deny a number of procedural

guarantees.”

As the law awaits ratification, he pointed out that effective measures to

combat terrorism are necessary but States have a duty to ensure that any

such measures comply with their obligations under international law.

* * *

AS FLOODS STRIKE NIGER AND BURKINA FASO, UN AGENCIES OFFER EMERGENCY HELP

United Nations humanitarian agencies are rushing to provide emergency

assistance, including food, clothes and bedding, to nearly 26,000 people

left homeless or otherwise stricken by floods that have followed almost

four weeks of torrential rains in Niger and Burkina Faso.

The UN’s Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA) said in

a press release issued yesterday in Dakar, Senegal, that it is working with

Niger and Burkina Faso, as well as non-governmental organizations (NGOs),

to help those most affected in the neighbouring African countries.

OCHA reported that food, medicines, clothes, tents, blankets, mattresses,

soaps, cooking utensils and mosquito nets are being deployed to assist more

than 15,000 people in Niger and another 10,000 others in Burkina Faso.

Those countries have also opened schools and administrative buildings to

shelter those people left without homes in the floods.

Four people have been killed in Niger, the country struck hardest by the

floods. At Bilma, about 700 kilometres northeast of the city of Agadez, the

rainfall hit levels never reached since locals began keeping records in

1923.

OCHA said it is also concerned about the possibility of outbreaks of

diseases such as cholera and malaria in the wake of the floods, as well as

cattle losses and damage to local infrastructure.

* * *

UN DEPUTY SECRETARY-GENERAL TO ATTEND HIGH-LEVEL WEEKEND MEETING ON IRAQ

Deputy United Nations Secretary-General Mark Malloch Brown will join other

international officials on Sunday to discuss the International Compact with

Iraq, a new partnership with the global community that was launched in July

and aims to pursue political, economic and social development over the next

five years in the strife-torn country.

The weekend meeting of the Preparatory Group, which will take place in the

United Arab Emirates, will be held under the auspices of the Iraqi

Government and the UN, which jointly co-chair the Compact, spokesman

Stephane Dujarric told reporters today in New York.

“Its purpose will be to assess preparatory work vis-à-vis the Compact. The

event will be attended by representatives of a number of countries, as well

as officials from the World Bank, International Monetary Fund, Islamic

Development Bank and Arab Development Fund,” he said.

Secretary-General Kofi Annan designated Mr. Malloch Brown as his focal

point in New York for the Compact, and his Special Representative, Ashraf

Qazi, in the same role on the ground in Iraq.

According to a joint statement issued by the UN and the Iraqi Government at

the Compact’s launch on 27 July, the finalized agreement, including key

priorities, benchmarks and commitments, will be presented by Baghdad by the

end of the year.

* * *

UN LEGAL COUNSEL LEAVES BEIRUT AFTER ‘VERY CONSTRUCTIVE’ MEETINGS ON HARIRI

TRIBUNAL

The United Nations Legal Counsel left Beirut today after “very

constructive” meetings with top Lebanese leaders over the setting up of an

international tribunal to look into last year’s killing of Prime Minister

Rafik Hariri and 22 others, a UN spokesman told reporters.

Nicolas Michel, who is also the Under-Secretary-General for Legal Affairs,

arrived in Lebanon on Wednesday ahead of discussions with Prime Minister

Fouad Siniora and Justice Minister Charles Rizk.

“In those meetings, he discussed the draft statute and main issues around

the establishment of a tribunal of an international character dealing with

the murder of the late Prime Minister Rafik Hariri and 22 others,” said

spokesman Stephane Dujarric.

“Before his departure, Mr. Michel told reporters that he had very

constructive and fruitful meetings, and that much has been achieved so far.

He made it clear that the tribunal would need to be agreed to by the United

Nations and the Lebanese Government.”

Mr. Hariri and the others were killed on 14 February last year in a car

bomb attack in Beirut.

The Security Council called for the setting up of a tribunal in resolution

1664, which it adopted in March, although the UN has been investigating the

killings through the work of its International Independent Investigation

Commission (IIIC), led by Serge Brammertz.

In a detailed report to the Council in June on the IIIC’s work, Mr.

Brammertz said the “fundamental building blocks for the investigation into

the crime” were now largely understood “and provide the basis for

investigative progress with regard to those who perpetrated the crime.”

The IIIC was set up in April 2005 after an earlier UN mission found

Lebanon's own investigation seriously flawed and Syria primarily

responsible for the political tension preceding Mr. Hariri's murder.

* * *

CENTRAL ASIA’S NUCLEAR-FREE ZONE TREATY MARKS ‘ANOTHER STEP IN YEARS OF

EFFORT’: ANNAN

Welcoming today’s signing ceremony in Kazakhstan of the Central Asia

Nuclear-Weapon-Free Zone Treaty, United Nations Secretary-General Kofi

Annan said it marks “another step in years of effort” toward such an

agreement, adding he hoped it would also move the world further toward

global and regional peace and security.

“Individually and collectively, nuclear-weapon-free zones strengthen the

global nuclear non-proliferation regime, reinforce global efforts to

achieve a nuclear-weapon-free world, and greatly enhance global and

regional peace and security. May the efforts of the Central Asian States

help move us further in that direction,” Mr. Annan said in a statement read

out by Yuriko Shoji, UN Resident Coordinator in Kazakhstan.

“This signing ceremony of the Central Asia Nuclear-Weapon-Free Zone Treaty

marks another step in years of effort by the five Central Asian States to

agree on a Treaty establishing a nuclear-weapon-free zone in Central Asia.”

But he also acknowledged that some states had expressed concerns about

today’s agreement and called on the five Central Asian nations to work to

make sure it was effective.

“The General Assembly and the United Nations Disarmament Commission have

provided clear guidelines which recommend that nuclear-weapon-free zones be

worked out in close consultation with the nuclear-weapon States, so as to

ensure that such agreements are effective and meaningful.”

Representatives from Kazakhstan, Uzbekistan, Kyrgyzstan, Tajikistan and

Turkmenistan signed the Treaty in the northern Kazakh town of

Semipalatinsk, near the now-defunct testing ranges where the then Soviet

Union exploded more than 400 atom bombs.

* * *

BENINESE MAJOR GENERAL APPOINTED BY ANNAN TO LEAD UN MISSION IN CôTE

D’IVOIRE

United Nations Secretary-General Kofi Annan has appointed a Beninese major

general as the new Force Commander of the United Nations peacekeeping force

in Côte d’Ivoire.

In an exchange of letters over the past week, the Security Council and Mr.

Annan agreed on the appointment of Maj. Gen. Fernand Marcel Amoussou to the

post of Force Commander of the mission, known by the acronym UNOCI.

Major General Amoussou will replace Maj. Gen. Abdoulaye Fall of Senegal,

who left UNOCI in April after serving as Force Commander since the

mission’s inception in early 2004.

According to figures at the end of July, UNOCI has almost 8,000 uniformed

personnel, comprised of 6,894 troops, 184 military observers and 728 police

officers. They are trying to stabilize a country that has been divided

between the Government-controlled south and the rebel-held north since an

aborted coup in 2002.

* * *

ANNAN APPLAUDS CEASEFIRE DEAL BETWEEN BURUNDI AND ITS LAST KEY REBEL GROUP

Welcoming the signing of a ceasefire agreement in Burundi between the

Government and the country’s last remaining major rebel group,

Secretary-General Kofi Annan today called on both sides to implement the

agreement and try to consolidate peace in the strife-torn and impoverished

African nation.

The deal between the Burundian Government and the Palipehutu-Forces

Nationale de Libération (FNL), reached in Dar-es-Salaam, Tanzania,

yesterday, is designed to end 13 years of armed conflict and follows a

preliminary agreement between the two parties in June.

In a statement issued by his spokesman, Mr. Annan called for the ceasefire

agreement to be implemented “expeditiously and in good faith.” He stressed

that this would be “vital for the consolidation of peace in Burundi and the

overall stability of the Great Lakes region.”

The FNL was the last of the major rebel groups in Burundi to reach a

ceasefire with the Government following more than a decade of armed ethnic

conflict between the Hutu majority and the Tutsi minority.

Noting the importance of upholding human rights and the rule of law, the

Secretary-General added that the UN stands ready to support the agreement

and the two sides as they resolve any outstanding issues.

The statement also voiced Mr. Annan’s appreciation for the efforts of the

Regional Initiative for Peace in Burundi and the South African Facilitation

to help strike the ceasefire agreement.

Last month, citing concerns about continuing instability, the Security

Council extended the mandate of the UN Operation in Burundi, known by its

French acronym ONUB, through the end of this year.

* * *

CôTE D’IVOIRE: UN ENVIRONMENTAL ARM PROBES DUMPING OF DEADLY TOXIC WASTES

The United Nations Environmental Programme (UNEP) is investigating reports

that toxic waste dumped last month around Abidjan, Côte d’Ivoire’s biggest

city, and already linked to the deaths of at least three people, may have

been illegally exported from Europe.

Aside from the three reported deaths, about 3,000 others have sought

medical help after inhaling fumes from the hazardous substances, stating

they are suffering from intestinal and respiratory problems, as well as

vomiting, nausea and nose bleeds, according to the UN’s Office for the

Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA).

The exact nature of the substances have not yet been determined, but OCHA

quoted “various sources” saying they were dumped at a number of sites

around Abidjan – including the city’s lagoon and its sewage system – from a

vessel, Probo Koala, on 19 August.

Following a formal request from the Ivorian Government, UNEP said it would

conduct an investigation through the Secretariat of the Basel Convention on

the Transboundary Movement of Hazardous Wastes and their Disposal, which it

administers.

The Secretariat is probing whether the Basel Convention’s trust fund can be

used to help pay for the clean-up operation, which could cost more than $13

million. It is also studying where legal responsibility for the crisis may

lie.

UNEP Executive Director Achim Steiner said “the disaster in Abidjan is a

particularly painful illustration of the human suffering caused by the

illegal dumping of wastes.”

He warned that as global trade flows expand and tough domestic controls

raise the costs of hazardous wastes disposal in developed countries, “the

opportunities and incentives for illegal trafficking of wastes will

continue to grow.”

An inter-agency UN taskforce has been established to coordinate the

response of UN agencies operating in the West African country.

Under the Basel Convention, any nation exporting hazardous waste must

obtain prior written permission from the importing country, as well as a

permit detailing the contents and destination of the waste. If the waste

has been transferred illegally, the exporter is obliged to take back the

waste and pay the costs of any damages and clean-up process.

European Union (EU) laws implementing the Basel Convention also prohibit

all exports of toxic wastes from a member State to a developing country.

* * *

UNICEF, FUTBOL CLUB BARCELONA KICK OFF PARTNERSHIP FOR KIDS IN DEVELOPING

WORLD

The United Nations Children’s Fund (UNICEF), FC Barcelona and its

foundation Fundació Futbol Club Barcelona have announced a public alliance

and kicked off a five year global partnership to extend the work of the

club and benefit orphans and vulnerable children in the developing world.

“Barcelona shows us that sports can be a powerful, positive force for

children,” Ann M. Veneman, UNICEF’s Executive Director, said, describing

the landmark alliance with the Club as a “priceless” donation.

“It will push open a door of hope to thousands of children,” she added,

emphasizing that UNICEF recognizes the great vehicle sports can be to reach

and teach children.

The legendary Spanish professional soccer team, which has been active in

numerous social causes through its philanthropic foundation, marked thepartnership by unveiling the new football jersey featuring the UNICEF logo,

the first time in the club’s 107-year history that a logo has been

featured. The new global alliance with UNICEF and the foundation begins a

five-year commitment to extending collective work on behalf of children,

with the Club giving financial support to projects around the globe.

Club president Joan Laporta stressed the importance of the partnership with

UNICEF. “It represents a historic agreement that positions our organization

as ‘More than a club’ throughout the world. We are very satisfied because

it’s the beginning of a challenge and this challenge is beginning to turn

into concrete objectives.”

In addition to the UNICEF-branded jersey, Futbol Club Barcelona has also

agreed to donate at least €1.5 million per year to UNICEF over the next

five years to support the agency’s programmes for children all over the

world.

Mr. Laporta described the agreement with UNICEF as a “landmark” event, “an

initiative with soul...it means winning the ‘Champions League’ on a social

level. The Club, he said, “has a future as it is helping the children of

the world.”

The logo, he said, is not just a publicity brand. “It’s an honour to wear

the UNICEF logo because it's an agreement without precedent for UNICEF as

well.”

The first campaign will kick off with in Swaziland, where they are working

hard to stop AIDS in a country that has the world’s highest estimated adult

HIV prevalence. In 2004, 43 per cent of women seen at antenatal clinics

tested positive for HIV. But just under 12 per cent of HIV-positive

pregnant women are receiving the drugs necessary to protect their newborns

from contracting the virus.

The first year’s donation will improve children’s lives in Swaziland,

through strengthening education and sports programmes to provide better

protection, care and support for orphans and vulnerable children, adding to

the effort of raising public awareness to limit the spread of AIDS.

Children and their mothers will have improved access to life-saving drugs

to prevent transmission of HIV and dangerous opportunistic infections of

the virus, including access to life-prolonging antiretroviral treatment.

UNICEF is spearheading the Unite for Children, Unite against AIDS global

campaign which aims to ensure that children affected by the HIV/AIDS

pandemic are an integral part of the global AIDS response.

* * *

UN HEALTH AGENCY TO VACCINATE MILLIONS OF CHILDREN IN THE HORN OF AFRICA

In the largest-ever synchronized vaccination campaign in the Horn of

Africa, Somalia, Ethiopia and Kenya will simultaneously vaccinate millions

of children under five years of age starting this weekend, the United

Nations World Health Organization (said.

Polio-free for almost three years, Somalia became re-infected last year

with a poliovirus imported from Yemen, WHO said, and has since seen some

215 confirmed cases. Since its re-infection in December 2004, Ethiopia has

reported a total of 37 polio cases with four out of 11 regions infected.

The high-risk areas remain the cross-border region of Somali, Ethiopia and

north/central areas of Somalia. Kenya has been polio-free for the last 22

years.

The upcoming drive will involve teams on the ground ensuring that every

child is vaccinated by moving from house to house, in cities, towns, and

villages, and in hard to reach areas, using all transportation means

possible, such as camels, horses and donkeys.

The polio eradication effort in the Horn also involves religious and

community leaders, women’s groups, youth associations, schools, and

governmental and non-governmental organizations (NGOs), all working to

prevent the paralysis of children, WHO said.

The complex operating and unstable environments, exacerbated by recurrent

drought and floods in Somalia and heavy rains in Ethiopia, continue to

hamper the implementation of high-quality polio immunization campaigns,

according to the agency. International and national staff have difficulties

accessing conflict zone areas.

Depending on the availability of funds, three synchronized campaigns are

planned for this year, in September, November and December in the Horn of

Africa, WHO said. But globally, there is a funding gap of $50 million for

2006, which the agency said in a news release “must be filled urgently by

October to ensure the implementation of planned activities through the end

of the year.”

If these funds are not mobilized, it warned, “immunization campaigns may

need to be scaled back, which would result in more children being

paralyzed.”

* * *

WORSENING DARFUR CRISIS THREATENS ENTIRE REGION, UN REFUGEE AGENCY CHIEF

WARNS

The United Nations High Commissioner (UNHCR) for Refugees today warned that

the worsening situation in Sudan's Darfur region threatens to spark another

round of massive displacement that could destabilize the entire region and

result in a “major catastrophe.”

“Humanitarian agencies are already struggling to cope with the enormous

needs of some 2 million internally displaced people inside Darfur, plus

more than 200,000 refugees in 12 UNHCR-run camps across the border in

Chad,” Mr. Guterres said in Geneva. “Deteriorating security has left us

unable to provide even minimal help across wide areas of Darfur, and

resources in neighbouring Chad have been stretched to the limit. An already

bad situation is worsening by the day.”

He cited the lack of security and access as well as continuing uncertainty

over the deployment to Darfur of a UN peacekeeping force that was recently

approved by the UN Security Council. The Khartoum Government has voiced

opposition to the UN deployment. In addition, thousands of Sudanese troops

have been deployed to Darfur in recent weeks, prompting fears of a major

military offensive that could lead to yet more displacement.

“Millions of people are already at grave risk,” the High Commissioner said.

“Hundreds are still dying amid ongoing violence, and thousands are still

being forcibly displaced. Urgent international action is needed to put

pressure on the parties to the conflict and to convince everyone involved

on the ground to let humanitarian agencies safely carry out their work.”

He warned that if the situation does not improve, “we're heading for a

major catastrophe.”

UNHCR has six offices and nearly 100 staff in South and West Darfur to

carry out protection monitoring activities. Security in many parts of

Darfur has steadily deteriorated since last December.

A dozen aid workers have been killed since May, and humanitarian convoys

are repeatedly attacked and vehicles stolen. Offices and compounds have

also been attacked, and staff are only able to travel by helicopter to

reach some areas.

Mr. Guterres said the worsening situation in Darfur could also have dire

consequences for the rest of the region. Neighbouring Chad, where UNHCR

camps currently hold more than 200,000 Darfur refugees, is already

grappling with cross-border insecurity that has displaced some 50,000

Chadians and sent about 15,000 of them fleeing into Darfur.

The Darfur crisis also has the potential to exacerbate continuing

instability in the northern Central African Republic, UNHCR warned. Some

46,000 Central African refugees are housed in three of the agency’s camps

in southern Chad.

“Chad has been extremely generous in helping refugees, but it's now close

to the breaking point,” Mr. Guterres cautioned. “It is hard to comprehend

the enormity of the crisis we would face if there is additional large-scale

displacement in Darfur. Even without the violence and insecurity,

humanitarian operations in this remote and resource-poor region are

extremely difficult.”

* * *
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